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Gemeinsames Wort der Kirchen „Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage 
in Deutschland" 

Die Fragestellerinnen und Fragesteller begrüßen das 
Engagement der evangelischen und katholischen 
Kirche, wie es in der Schrift „Zur wi rtschaftlichen und 
sozialen Lage in Deutschland" zum Ausdruck gebracht 
wird. Wir begrüßen diese Denkschrift als wichtiges 
Dokument einer demokratisch verfaßten Gesellschaft, 
in der sämtliche Organisationen gefordert sind, ihren 
Beitrag für eine soziale und ökologisch gerechte Ge-
sellschaftsentwicklung zu definieren und Anforderun-
gen zu formulieren. 

Wir teilen den programmatischen Ansatz, die Wi rt
-schafts- und Haushaltspolitik als „Generationenvor-

sorgepolitik" zu konzipieren und schließen uns vorbe-
haltlos der Erkenntnis der Nummer 16 der Denkschrift 
an: „Eine Zukunftsverantwortung, die einfach nur auf 
die Fortführung des bisherigen setzt und nicht Verän-
derungen, Erschwernisse, Folgekosten und Folgewir-
kungen einbezieht, verdient diesen Namen nicht". 

Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen in der 
Gesellschaft ist die gemeinsame Schrift ein notwen-
diger Beitrag für die gesellschaftliche Diskussion. Die 
schwierigen politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Umbrüche im eigenen Lande, in Europa 
und weltweit, sind eine Herausforde rung für alle. Nach 
dem Ende der Aufbruchstimmung des Jahres 1989 
haben sich, wie die Schrift mit Recht betont, neben 
Enttäuschung und Ernüchterung vielfach auch Gleich-
gültigkeit und Kleinmut breitgemacht. Es ist eine 
Uberprüfung und Neuabgrenzung von individuellen 
Ansprüchen, Besitzständen und Gemeinwohlinteres

-

sen erforderlich. Staat und Gesellschaft sollten sich da-
bei die drei Optionen der Autoren für die Schwachen, 
für eine soziale Friedensordnung und für eine soziale 
Gestaltung der Zukunft in der einen Welt zu eigen 
machen. 

Die beiden Kirchen arbeiten mit großer Sorgfalt die 
besondere Situation in den neuen Ländern heraus, wo 
die Spaltung der Gesellschaft durch die wachsende 
Massenarbeitslosigkeit, die Benachteiligung der sozial 
Schwachen und die Zunahme der Armut immer wei-
ter vertieft wird. Das Dokument macht auch deutlich, 
welche erheblichen psychischen Folgen Armut und 
Arbeitslosigkeit bei den betroffenen Menschen und 
ihren Familien, insbesondere den Kindern, auslösen. 
Die soziale Marktwirtschaft muß daher zu einer ökolo-
gisch-sozialen Marktwirtschaft fortentwickelt werden, 
in der die ethischen Ansprüche auf Überwindung der 
nationalen und internationalen Armut und die umwelt-
gerechte Bewirtschaftung der Ressourcen endlich zur 
Geltung kommen. 

Gemeinsam mit den Kirchen sehen wir drei Heraus-
forderungen, die bewältigt werden müssen und bei 
deren Gestaltung die Bundesregierung bislang nicht 
hinreichend aktiv ist bzw. deren Lösung sie bislang 
nicht aktiv vorantreibt: 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung vom 2. September 1996 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Die Vollendung der inneren Einheit. 

2. Die Vollendung der europäischen Integration. 

3. Die Übernahme der Verantwortung für die eine 
Welt. 

Im Hinblick auf die ungelösten Probleme der inneren 
Einheit betonen die Kirchen mit Recht, daß die neuen 
Bundesländer „auf weitere solidarische Hilfe ange-
wiesen sind" (Nummer 20). Es ist Aufgabe der Politik, 
diese Solidarität immer wieder zu betonen und sie nicht 
nur vorzutäuschen. Die Kirchen stellen fest: „Bei den 
Menschen in den alten Bundesländern war anfangs 
große Bereitschaft zu Solidarität vorhanden, doch fragt 
sich, ob sie auch politisch auch ausreichend genutzt 
und unterstützt wurde" (Nummer 20). Leider hat es 
jedoch die Bundesregierung versäumt, die historisch 
einmalige Chance einer Aktivierung der Solidaritäts-
bereitschaft zu nutzen, als sie den Solidaritätszuschlag 
- aus rein politischen Gründen - vorübergehend aus-
setzte. 

Wir unterstützen nachdrücklich die Forderung der Kir-
chen nach einem demokratischen, föderativ verfaßten, 
sozialen und bürgernahen und zugleich solidarischem 
Europa. 'Wir sehen uns bestätigt, wenn die Kirchen f or

-

dern, daß „die regionalen und föderalen Strukturen zu 
stärken sind" (Nummer 26). 

Die Kirchen beziehen sich auf die UNCED-Konferenz 
von Rio de Janeiro 1992, derzufolge unser gegen-
wärtiges Wirtschaften weder sozial noch umwelt-
verträglich ist und die „Bewahrung der Schöpfung und 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zu 
einer Überlebensfrage der gesamten Menschheit ge-
worden sind" (Nummer 29). Gleichzeitig stellen sie 
fest, daß sich aus diesem Befund „kritische Anfragen 
an unser eigenes Wohlstandsmodell, das in hohem 
Maße auf ein die natürlichen Ressourcen belastendes 
und ausbeutendes, nicht tragfähiges Wachstums ange-
wiesen ist" (Nummer 29). Sie beklagen zu Recht, daß 
die wohlhabenden Industriestaaten bis heute nicht 
ihrer 1972 eingegangen Zielverpflichtung auf minde-
stens 0,7 % des BSP für die Entwicklungshilfe nachge-
kommen sind (Nummer 30). Sie skandalieren erneut, 
daß „weltweit trotz aller Bemühungen um Abrüstung 
immer noch sehr viel mehr in die Produktion von Waf-
fen und Rüstungsgütern investiert wird als in sozial und 
ökologisch nachhaltige Entwicklung" (Nummer 31). 

Nachdrücklich unterstützen wir die Forderung nach 
„einer wirksamen Kontrolle von Rüstungsexporten und 
internationalem Waffenhandel. Entsprechende gesetz-
liche Bestimmungen dürfen daher nicht gelockert, 
sondern müssen verschärft werden." Und nichts hin-
zuzufügen haben wir der Forderung „Dabei müßte die 
Bundesrepublik Deutschland als einer der größten Ex-
porteure von Rüstungsproduktion bei sich selbst be-
ginnen" . 

Das Dokument hat die erklärte Absicht, einen breit an-
gelegten Konsultationsprozeß einzuleiten, der inner-
halb und außerhalb der Kirchen stattfinden soll. Die 
Bundesregierung und der Deutsche Bundestag dürfen 
bei der Durchführung des Konsultationsprozesses nicht 
abseits stehen. Die Entscheidungsträger in Staat und 
Gesellschaft sollten diesen ökumenischen Schritt viel-
mehr als Einladung begreifen, über Reformen der be-
stehenden politischen und wirtschaftlichen Strukturen 
im Lande nachzudenken. Die Bundesregierung selbst 
hat sich bisher nicht an dem Diskussionsprozeß be-
teiligt. Im Rahmen der Beantwortung der hier vor-
gelegten Fragen und ihrer parlamentarischen Beratung 
wird von ihr jedoch eine klare Stellungnahme erwartet. 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung sieht in dem Entwurf eines Ge-
meinsamen Wortes der evangelischen und der katholi-
schen Kirche „Zur wi rtschaftlichen und sozialen Lage 
in Deutschland" und in dem hierüber geführten Kon

-

sultationsprozeß einen wesentlichen Beitrag zur Be-
wältigung der derzeitigen wi rtschaftlichen und sozia-
len Probleme in Deutschland und Europa. Es ist wich-
tig, daß sich die Kirchen mit ihrer Position in die 
Diskussion um die Zukunft unseres Gemeinwesens 
einbringen. 

In den großen Zielen weiß sich die Bundesregierung 
mit den Kirchen einig: Es geht um die Vollendung der 
inneren Einheit Deutschlands und den weiteren Zu-
sammenschluß Europas, um die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit, die Erneuerung der Sozialen Marktwirt-
schaft und die Sicherung des Sozialstaates, die Stär-
kung der Familie und die Bewahrung der Schöpfung. 

Die Bundesregierung hat sich in vielfältiger Form am 
Konsultationsprozeß über den Entwurf eines Gemein-
samen Wortes beteiligt. Sie bezieht die Überlegungen 
der Kirchen ebenso wie die anderer gesellschaftlicher 
Gruppen in die Erarbeitung ihrer wirtschafts- und so

-

zialpolitischen Konzepte mit ein. Sie weist jedoch den 
Versuch zurück, den vorliegenden Entwurf eines Ge-
meinsamen Wortes parteipolitisch zu vereinnahmen. 
Die nachfolgenden Antworten beziehen sich daher nur 
insoweit auf den Entwurf des Gemeinsamen Wortes, 
wie dies ausdrücklich gekennzeichnet ist. Soweit auf 
Textziffern des Entwurfs eines Gemeinsamen Wortes 
Bezug genommen wird, handelt es sich um folgende 
Publikation: Kirchenamt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland/Sekretariat der Deutschen Bischofskon-
ferenz (Hrsg.): Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage 
in Deutschland. Diskussionsgrundlage für den Konsul-
tationsprozeß über ein gemeinsames Wo rt  der Kirchen, 
Hannover/Bonn 1994. 

I.  Bundesregierung und Gemeinsames Wort der 
Kirchen 

1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Schrift und der Konsultation für ihr eigenes poli-
tisches Handeln bei, die in einer Konferenz am 
9. und 10. Februar 1996 in Anwesenheit des Bun-
despräsidenten einen Höhepunkt erreicht? 

Deutschland durchmißt - wie im Entwurf für ein Ge-
meinsames Wort  der Kirchen richtig diagnostiziert 
wird - eine Zeit beträchtlichen sozialen Wandels mit 
entsprechend großen Herausforderungen für unser 
Gemeinwesen. Die Politik allein kann diese Heraus-
forderungen nicht meistern; Lösungen dürfen nicht 
ausschließlich von ihr erwartet werden. Die Fortent-
wicklung unserer wirtschaftlichen und sozialen Sy-
steme ist auf die konzeptionellen Lösungsansätze so-
wie auf die Leistungsfähigkeit und -bereitschaft vieler 
Institutionen angewiesen. Auch die Kirchen müssen 
ihren Beitrag leisten. Die Bundesregierung begrüßt 
deshalb das Engagement der evangelischen und der 
katholischen Kirche und mißt dem gemeinsamen Text 
der Kirchen erhebliche Bedeutung bei. 

Die grundlegenden Ausführungen der Kirchen zur So-
zialen Marktwirtschaft sind zu unterstreichen. Zu 
Recht wird auf die große Bedeutung des Sozialstaates 
für die Integration und Identität unseres Gemein-
wesens in der Vergangenheit und für die Zukunft hin- 
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gewiesen. Ebenso wie die Bundesregierung sehen 
auch die Kirchen die Reform und Konsolidierung des 
Sozialstaates als wichtige Herausforderung an. In der 
Tat ist der Ausbau des sozialen Sicherungssystems an 
seine finanziellen Grenzen gestoßen. Ein weiterer An-
stieg der Sozialkosten würde zu einer Schwächung der 
Wirtschaft führen und auf diese Weise die finanzielle 
Basis der Sozialpolitik untergraben. 

Die Verwirklichung der Deutschen Einheit und der mit 
der Globalisierung der Märkte zunehmende Standort-
wettbewerb haben die Handlungsspielräume für die 
Wirtschafts-, Finanz- und die Sozialpolitik erheblich 
verändert. Angesichts der demographischen Entwick-
lung müssen zudem Weichen gestellt werden, um 
einem möglichen Ausufern der Abgabenbelastung 
entgegenzuwirken. Daher ist es notwendig, die sozial-
politischen Leistungen auf ihre Legitimität und Effek-
tivität hin zu überprüfen, um Beitrags- und Steuer-
zahler nicht zu überfordern und die wirtschaftliche 
Basis der Sozialpolitik nicht zu gefährden. 

Zu Recht vertreten die Kirchen die Auffassung, daß die 
erforderliche Reform des Sozialstaats nicht mit Sozial-
abbau gleichzusetzen ist. Umbau des Sozialstaates be-
deutet auch Weiterentwicklung des Sozialsystems 
durch das Setzen neuer Akzente. Bedeutende Beispiele 
hierfür sind die Einführung der gesetzlichen Pflege-
versicherung, mit der die letzte große Lücke in der Ab-
sicherung von Lebensrisiken geschlossen wurde, sowie 
die - auch von den Kirchen postulierte - Steuerfrei-
stellung des Existenzminimums. 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht der Kirchen, daß 
der Abbau der Arbeitslosigkeit und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze eine der größten Herausforderun-
gen für unsere Gesellschaft ist. Die von den Kirchen 
vorgeschlagene Schaffung von Arbeitsplätzen für alle 
Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen kann von Staats 
wegen jedoch nicht verordnet werden. Aufgabe des 
Staates in einer Sozialen Marktwirtschaft ist es, die für 
Wachstum und Beschäftigung erforderlichen Rahmen-
bedingungen zu schaffen sowie die Funktionsfähigkeit 
des (Arbeits-)Marktes zu fördern und nicht durch sy-
stemwidrige Eingriffe (z. B. eine Arbeitsplatzgarantie) 
zu beeinträchtigen. Insbesondere Unternehmen und 
Tarifvertragsparteien sind für die Schaffung von Ar-
beitsplätzen verantwortlich. Auch die Kirchen betonen 
die zentrale Rolle der Tarifparteien bei der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. 

Als wichtiges Thema wird im Kirchenpapier die Be-
kämpfung von Armut angesprochen. Der Hinweis der 
Kirchen, das Problem der Armut dürfe nicht bagatellisiert 
werden, ist richtig. Andererseits gibt es in Deutschland 
nicht wie insbesondere von der Nationalen Armuts-
konferenz und in den sog. Armutsberichten behauptet - 
Massenarmut. Absolute Armut im Sinne einer Gefähr-
dung der physischen Existenz wird durch die Gewäh-
rung von Sozialhilfe vermieden; darüber hinaus garan-
tiert die Sozialhilfe den Empfängern eine angemessene 
Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben. 
Auch die Kirchen ordnen die Sozialhilfe als unver-
zichtbares Instrument bei der Bekämpfung von Armut 
ein. Über die Gewährung einer sozialen Mindest-
sicherung hinaus ist die Bundesregierung in vielfältiger 

Weise aktiv, um Armut zu verhindern. Besondere Be-
deutung erlangen dabei die Anstrengungen zur Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit, die sozial ausgerichtete 
Steuer- und Wohnungspolitik, der Familienleistungs-
ausgleich, die Einführung der Pflegeversicherung sowie 
die Verbesserung der Lage der ostdeutschen Rentner. 

Zwischen den Grundsatzaussagen des Papiers zur Be-
deutung von Ehe und Familie für die Gesellschaft 
(Nummern 55 und 56 des Entwurfs) und der Haltung 
der Bundesregierung besteht ein hohes Maß an Über-
einstimmung. Dies gilt ebenso für das Ziel der Weiter-
entwicklung einer kinder- und familienfreundlichen 
Gesellschaft. Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß 
die Verbesserung der Lebenssituationen von Familien, 
entgegen dem vor allem in den Nummern 57 bis 62 des 
Entwurfs erweckten Eindruck, nicht allein von der 
materiellen Lage abhängt. Zu einer kinder- und fami-
lienfreundlichen Gesellschaft gehört vielmehr die 
positive Beantwortung der Frage, ob Familien mit Kin-
dem in ihren sehr unterschiedlichen Lebensbezügen 
Rücksichtnahme und Verständnis erfahren. Dies kann 
jedoch bei weitem nicht allein von der Politik, erst recht 
nicht allein von der Bundespolitik, geleistet werden, 
sondern bedarf eines ausgeprägten Bewußtseins über 
die Unvérzichtbarkeit familialer Leistungen für den 
Zusammenhalt und die Zukunftsfähigkeit unserer Ge-
sellschaft bei allen öffentlichen und p rivaten Entschei-
dungsträgern. Auch die Aussagen im Diskussions-
papier der Kirchen selbst sind dazu angetan, den Stel-
lenwert von Familien und Kindern zu erhöhen. 

2. Hat sich die Bundesregierung oder wird sie sich 
noch an dem Konsultationsprozeß über das ge-
meinsame Wort  der Evangelischen Kirche und der 
Römisch-Katholischen Kirche beteiligen? 

a) Falls ja, in welcher Weise und mit welchem In-
halt hat sich die Bundesregierung geäußert? 

b) Falls nein, warum ist eine Stellungnahme un-
terblieben? 

Die Bundesregierung hat sich intensiv mit dem Ge-
meinsamen Wort  der Kirchen befaßt und sich - auf der 
Basis der von ihr vertretenen Politik - des öfteren an 
dem nachfolgenden Diskussionsprozeß beteiligt. Res-
sorts haben mehrfach auf Minister- und Staatssekre-
tärsebene - im Rahmen von Anhörungen, Symposien 
und Podiumsdiskussionen - an der Diskussion über 
das Kirchenpapier, innerhalb und außerhalb der Kir-
chen und kirchlicher Organisationen, teilgenommen. 
Daneben hat ein reger interner Gedankenaustausch 
mit den Kirchen stattgefunden. Minister wie Staats-
sekretäre haben sich auch in Beiträgen in Zeitungen 
und Zeitschriften zu den angesprochenen Fragen aus 
wirtschaftspolitischer, sozialpolitischer und ökologi-
scher Sicht geäußert. Mitarbeiter des Bundeskanzler-
amtes und der Ressorts nahmen im Verlaufe des Kon-
sultationsprozesses an verschiedenen Veranstaltungen 
teil. 
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3. Kann die Bundesregierung der Einschätzung zu-
stimmen, daß es eines breiten gesellschaftlichen 
Engagements bedarf, um die in der Gemeinsamen 
Schrift beschriebenen Anforderungen an eine hu-
mane und soziale Gesellschaft zu verwirklichen? 

Falls ja, welchen Beitrag wird die Bundesregie-
rung leisten, dieses Engagement zu unterstützen? 

Insgesamt hat sich unsere Soziale Marktwirtschaft als 
anpassungsfähiges System erwiesen, das den Men-
schen in Deutschland zu hohem Wohlstand verholfen 
und ein engmaschiges soziales Netz ermöglicht hat. 
Insbesondere durch die deutsche Wiedervereinigung 
sah sich die Politik abrupt neuen Herausforderungen 
gegenübergestellt, für deren Bewältigung auf keinerlei 
Erfahrungen zurückgegriffen werden konnte. Wi rt

-schafts-, Sozial- und Finanzpolitik haben in den ver-
gangenen Jahren Erhebliches geleistet, um die Voll-
endung der inneren Einheit Deutschlands zu erreichen. 
Es kommt jetzt darauf an, die Strukturanpassung in den 
neuen und alten Ländern erfolgreich fortzusetzen und 
durch die Verbesserung der Standortbedingungen ein 
beschäftigungsintensives Wachstum zu ermöglichen. 
Nur so läßt sich gewährleisten, daß den Schwachen 
und Hilfsbedürftigen in unserer Gesellschaft wirksame 
Unterstützung erteilt werden kann. 

Sicherung von Wachstum und Beschäftigung ist nicht 
nur Aufgabe der Politik. Wirtschaft, Tarifpartner, Politik 
und gesellschaftliche Gruppen sind gemeinsam ge-
fordert und stehen gemeinsam in der Verantwortung. 
Notwendig ist ein gleichgerichtetes, am Beschäfti-
gungsziel orientiertes Handeln a ller Beteiligten. Die-
sem Ziel dienen u. a. die Gespräche des Bundeskanz-
lers zur Zukunftssicherung des Standortes Deutschland 
und für mehr Beschäftigung, die damit zusammen-
hängenden Dialoge verschiedener Resso rts mit Wirt

-

schaft und Gewerkschaften zu neuen Beschäftigungs-
feldern und die Branchengespräche des Bundesmini-
steriums für Wirtschaft. 

Die freiheitliche und solidarische Gesellschaftsord-
nung in Deutschland baut sowohl auf der Bereitschaft 
zu eigenverantwortlichem Handeln als auch auf der 
Gemeinschaftsfähigkeit der Menschen auf. In der Fa-
milie wird die Persönlichkeit der Menschen sowohl in 
ihrer individuell-emanzipatorischen als auch in ihrer 
gemeinschaftsfähigen Dimension geprägt. Die Fami-
lien bilden mit ihren Erziehungsleistungen in uner-
setzlicher Art  und Weise das vom 5. Familienbericht der 
Bundesregierung beschriebene Humanvermögen. D as 
Diskussionspapier der Kirchen teilt diese Einschätzung 
(Nummer 56 des Entwurfs). 

Indem die Bundesregierung auch in Zukunft nach 
Kräften dazu beiträgt, jungen Menschen ihre Ent-
scheidung für ein Leben in einer Familie zu erleichtern 
und die Rahmenbedingungen zu verbessern hilft, unter 
denen Familien mit Kindern leben können, unterstützt 
sie zugleich die Fortentwicklung unserer freiheitlichen 
und solidarischen Gesellschaftsordnung. 

II. Sozialstaatliche Reformen 

4. Welche Maßrahmen plant die Bundesregierung 
aufgrund der Aufforderung im Gemeinsamen 
Wort, Steuerhinterziehung und mißbräuchliche 
Steuerumgehung als sozialschädliches Verhalten 
mit der gleichen Intensität aufzudecken wie die 
unberechtigte und unbegründete Inanspruch-
nahme von sozialen Regelleistungen? 

Die Bundesregierung mißt der Mißbrauchsbekämp-
fung bei der Inanspruchnahme aller öffentlichen Lei-
stungen sowie der Bekämpfung einer mißbräuchlichen 
Ausnutzung des Steuer- und Abgabensystems erheb-
liche Bedeutung bei. Sie hat deshalb mit Kabinett-
beschluß vom 5. Juli 1994 in allen Resso rts persönlich 
beauftragte Staatssekretäre für die Bekämpfung von 
Mißbrauch und Fehlentwicklungen bei öffentlichen 
Leistungen eingesetzt. In mehreren Berichten hat sie 
über den Stand und die Erfolge bei der Mißbrauchs-
bekämpfung Auskunft gegeben (vgl. BT-Drucksachen 
12/8246 und 13/3412). 

Wesentlicher Ansatz für die Bekämpfung einer miß-
bräuchlichen Ausnutzung des Steuersystems und zur 
Eindämmung des Steuerwiderstands ist die Senkung 
der auch nach internationalem Maßstab hohen Steuer- 
und Abgabenlast in Deutschland. Je höher die Steuer- 
und Abgabenlast ist, desto größer sind auch die An-
reize für Steuervermeidungsstrategien. Die Bundes-
regierung wird deshalb darauf hinwirken, die Steuer- 
und Abgabenquote im Rahmen einer Symmetrischen 
Finanzpolitik, d. h. parallel zum Abbau der Staats-
verschuldung, schrittweise wieder zurückzuführen. 
Auch im Dialog mit den Ländern strebt die Bundes-
regierung wirksamere Maßnahmen gegen Steuer-
betrug und Steuergestaltungsmißbrauch an. 

5. Wie reagiert  die Bundesregierung auf die Ein-
schätzung in dem Gemeinsamen Wort , wonach 
eine ausgewogene Reform des Sozialstaates auch 
einen Abbau von Subventionen, insbesondere 
steuerlichen Begünstigungen für Bürgerinnen und 
Bürger mit höherem Einkommen und die un-
gleichgewichtige steuerliche Behandlung von kin-
derlosen Ehen einerseits und Familien anderer-
seits, beinhalten muß? 

Die Bundesregierung hat mit dem „Aktionsprogramm 
für Investitionen und Arbeitsplätze" vom 30. Januar 
1996 ein Reformkonzept beschlossen, das auch vor-
sieht, alle Subventionen auf den Prüfstand zu stellen 
und strukturerhaltende Subventionen, die die Anpas-
sungsfähigkeit des Standorts Deutschland lähmen, ab-
zubauen. Damit wird der bereits seit langem in Gang 
befindliche Subventionsabbau fortgesetzt. Ohne die 
- bis 1995 aus dem Kohlepfennig finanzierten - Ver-
stromungshilfen sind in den alten Bundesländern die 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes 
von 29,6 Mrd. DM im Jahre 1990 auf 20,1 Mrd. DM 
1996 und damit um gut 30 % reduziert worden. 

Der Abbau nicht mehr gerechtfertigter Steuervorteile 
ist darüber hinaus eine Daueraufgabe. Neben im Sub-
ventionsbericht ausgewiesenen Steuervergünstigun- 
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gen sind in den letzten Jahren weitere steuerliche Vor-
teile in erheblichem Umfang abgebaut worden. Zu-
sammengenommen sind seit 1990 steuerliche Ver-
günstigungen und Sonderregelungen von rd. 47 Mrd. 
DM mit jährlicher Dauerwirkung abgeschafft worden. 
Weitere Schritte werden folgen. Dabei hält die Bun-
desregierung nach wie vor ihre steuerpolitische Leit-
linie „Niedrige Sätze bei weniger Ausnahmen" für zu-
kunftsweisend. 

Eine steuerliche Ungleichbehandlung von Familien mit 
Kindern im Vergleich zu Ehepaaren ohne Kinder liegt 
nicht vor. Der Familienleistungsausgleich wurde durch 
das Jahressteuergesetz 1996 entsprechend den An-
forderungen des Bundesverfassungsgerichts weiter-
entwickelt. Mit der Anhebung des Kindergeldes und 
des Kinderfreibetrages wurde das Ziel erreicht, vor 
allem Familien mit kleineren Einkommen und kinder-
reiche Familien zu entlasten und eine gerechte Be-
steuerung auch zukünftig zu gewährleisten. 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß das gegenwärtige Niveau der Sozialab-
gaben wesentlich durch die Massenerwerbs-
losigkeit verursacht ist, 

b) daß in den vergangenen Jahren, insbesondere 
im Zuge der deutschen Vereinigung, den 
Solidargemeinschaften der Sozialversicherung 
große Lasten aufgebürdet wurden, die aus sy-
stematischen Gründen statt dessen aus Steuer-
mitteln zu finanzieren wären, 

c) daß die Politik der einseitigen Belastung der 
Versichertengemeinschaft mit gesamtgesell-
schaftlichen Aufgaben zu einer gesellschaft-
lichen Zustimmungskrise zum Sozialstaat bei-
trägt, und wird die Bundesregierung noch in 
dieser Legislaturperiode eine Gesetzesinitia-
tive vorlegen, um die Finanzierung der Maß-
nahmen des sozialen Ausgleichs innerhalb der 
sozialen Sicherungssysteme, die sog. „ver-
sicherungsfremden Leistungen", aus Steuer-
mitteln zu bestreiten? 

Zu a) 

Die Arbeitslosigkeit hat einen erheblichen Einfluß auf 
den Umfang der Sozialabgaben. Die Bedeutung der 
Entwicklung der Beschäftigung und der Arbeitslosig-
keit für die Einnahmen- und Ausgabensituation der 
Arbeitslosen- und der Rentenversicherung verdeutli-
chen folgende Zahlen: 

— Wenn sich die Zahl der Vollzeitarbeitnehmer in den 
alten Bundesländern um 100 000 erhöht, ergeben 
sich hieraus Mehreinnahmen für die Rentenver-
sicherung von etwa 1,0 Mrd. DM und für die Ar-
beitslosenversicherung von etwa 0,3 Mrd. DM pro 
Jahr. 

— Bei einem Wechsel aus Arbeitslosengeld- oder Ar-
beitslosenhilfebezug in Vollzeitbeschäftigung be-
tragen diese Mehreinnahmen pro Jahr bezogen auf 
100 000 Fälle in den alten Bundesländern immerhin 
rd. 0,4 Mrd. DM für die Rentenversicherung und rd. 
0,3 Mrd. DM für die Arbeitslosenversicherung. 

— 100 000 Arbeitslosengeldempfänger weniger ent-
lasten zudem die Beitragszahler zur Bundesanstalt 
für Arbeit um rd. 3,0 Mrd. DM jährlich. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, die Summe der 
Beitragssätze zur Sozialversicherung bis zum Jahre 2000 
wieder auf unter 40 % zurückzuführen. Dazu können 
der Abbau der Arbeitslosigkeit sowie die Erhöhung der 
Erwerbstätigkeit einen wesentlichen Beitrag leisten. 
Daneben sind alle Möglichkeiten für Einsparungen in 
der Sozialversicherung zu nutzen. Dies ist zugleich 
eine Voraussetzung für mehr Beschäftigung und den 
Abbau der Arbeitslosigkeit. 

Zu b) 

Im Rahmen der öffentlichen Transfers für Ostdeutsch-
land leistete die Sozialversicherung einen beträcht-
lichen Beitrag. Im Zeitraum von 1991 bis 1995 wurden 
insgesamt rd. 248 Mrd. DM über die Rentenver-
sicherung (Arbeiter und Angestellte) und die Bundes-
anstalt für Arbeit in die neuen Länder transferiert. Da-
von hat der Bund rd. 109 Mrd. DM übernommen. Der 
über Beitragszahlungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer finanzierte Betrag von rd. 139 Mrd. DM ist 
grundsätzlich nicht als fehlfinanziert einzustufen, da 
das Sozialversicherungssystem auch bisher schon viel-
fältige regionale Ausgleiche beinhaltete. 

In der Rentenversicherung wurde zum 1. Januar 1992 
ein Finanzverbund hergestellt, so daß der Finanztrans-
fer von West nach Ost seither unter dem Dach der 
Rentenversicherung stattfindet. Neben dem Finanz-
transfer von West nach Ost gibt es vielfältige Aus-
gleiche zwischen den Landesversicherungsanstalten, 
zwischen der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten sowie einen Finanztransfer von Süd nach 
Nord. Anzumerken ist auch, daß zu den Einnahmen der 
Rentenversicherung in den alten Ländern über 300 000 
Versicherte beitragen, die in den neuen Ländern woh-
nen und in den alten Ländern arbeiten (Pendler). Wie 
viele Menschen darüber hinaus aus den neuen Bun-
desländern abgewandert und im Westen zu Bei-
tragszahlern geworden sind, läßt sich nicht beziffern. 

Im übrigen macht der beitragsfinanzierte West-Ost-
Transfer im Rahmen der Sozialversicherung in den 
Jahren 1991 bis 1995 nur rd. ein Sechstel des gesamten 
Bruttotransfers (rd. 812 Mrd. DM) bzw. rd. ein Fünftel 
des gesamten Nettotransfers (rd. 615 Mrd. DM) von 
West- nach Ostdeutschland aus. Damit wird deutlich, 
daß der West-Ost-Transfer weit überwiegend von den 
Steuerzahlern finanziert wird. 

Zu c) 

Der Begriff „versicherungsfremde Leistungen" sugge-
riert, daß es für jeden Zweig der Sozialversicherung ei-
nen abgrenzbaren Katalog von Versicherungsleistun-
gen gäbe. Bisher ist es jedoch weder der Wissenschaft 
noch der Praxis gelungen, einen solchen Katalog ein-
deutig zu bestimmen, anhand dessen „Fremdleistun-
gen" identifizierbar wären. 

Die Ursache für diese Abgrenzungsschwierigkeiten 
liegt in dem weit gefaßten Sicherungsauftrag der So- 
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zialversicherung. Im Unterschied zur Privatversiche-
rung wird in der Sozialversicherung das die Privatver-
sicherung prägende strenge Entsprechungsverhältnis 
von Leistung und Gegenleistung durch Maßnahmen 
des sozialen Ausgleichs - auf der Beitrags- wie Lei-
stungsseite - abgeschwächt. Dies ist vom Bundesver-
fassungsgericht durch ständige Rechtsprechung gefe-
stigt und bestätigt worden. Der Gesetzgeber hat - so 
das Bundesverfassungsgericht - bei der Bestimmung 
von Versichertengemeinschaft (durch Abgrenzung der 
Versicherungspflicht), Beitragssätzen und Leistungs-
spektrum einen weiten Gestaltungsspielraum, solange 
grundsätzlich der Beitrags-Leistungsbezug gewahrt 
bleibt. 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
weitere Personenkreise als bisher in die Versicher-
tengemeinschaft der Sozialversicherungen ein

-

zubeziehen? 

In die Versichertengemeinschaft der Sozialversiche-
rung sind grundsätzlich alle gegen Entgelt Beschäf-
tigten sowie - unterschiedlich nach Versicherungs-
zweigen - besonders schutzwürdige Selbständigen-
gruppen einbezogen. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung sind außer-
dem Studenten sowie unter bestimmten Vorausset-
zungen Rentner pflichtversichert. Die Einbeziehung 
der Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) ist mit Wir-
kung ab -1. Januar 1997 vorgesehen. Im Anschluß an 
eine Versicherung besteht im Regelfall eine freiwillige 
Beitrittsmöglichkeit zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Familienangehörige von Mitgliedern sind 
außerdem grundsätzlich beitragsfrei familienver-
sichert. Insgesamt sind in der Bundesrepublik 
Deutschland rd. 90 % der Wohnbevölkerung gesetzlich 
krankenversichert. 

In den Schutz der Arbeitslosenversicherung sind 
grundsätzlich alle Arbeitnehmer einbezogen, die eine 
die Beitragspflicht begründende Beschäftigung von 
mindestens 18 Stunden wöchentlich (sog. Kurz-
zeitigkeitsgrenze) ausüben. Der vorliegende Entwurf 
eines Arbeitsförderungs-Reformgesetzes, der vom 
Deutschen Bundestag am 20. Juni 1996 in erster Le-
sung beraten worden ist, sieht vor, daß für die Abgren-
zung des Schutzbereichs der Arbeitslosenversicherung 
künftig - wie für die übrige Sozialversicherung - die 
Geringfügigkeitsgrenze gelten soll. 

In der gesetzlichen Unfallversicherung sind neben den 
Beschäftigten und bestimmten Selbständigengruppen 
(insbesondere Landwirte und Küstenschiffer, kraft Sat-
zung weitere Unternehmer) auch Schüler, Studenten 
und - ab 1. Januar 1997 - auch alle Kinder in Kinder-
tagesstätten versichert, ferner Pflegepersonen sowie 
einzelne Personengruppen bei Tätigkeiten für die 
Allgemeinheit (z. B. Unglückshelfer, Blutspender usw.). 

Daneben gibt es berufsspezifische Sicherungssysteme 
(z. B. für Landwirte und für Angehörige der freien Be-
rufe). 

Es ist derzeit nicht beabsichtigt, weitere Personen-
gruppen als Pflichtversicherte in die Sozialversiche-
rung einzubeziehen. 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund eine Öffnung der Sozialversiche-
rungen für Existenzgründerinnen und Existenz-
gründer? 

Abgesehen von den kraft Gesetzes pflichtversicherten 
Selbständigengruppen haben Existenzgründerinnen 
und Existenzgründer grundsätzlich die Möglichkeit 
eines Zugangs zur Sozialversicherung. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung sind Exi-
stenzgründerinnen bzw. Existenzgründer grundsätz-
lich versicherungspflichtig, wenn sie als Landwirte, 
Künstler oder Publizisten tätig sind. Außerdem besteht 
in der Regel die Möglichkeit des freiwilligen Beitritts 
im Anschluß an eine vorherige Versicherung. Für Exi-
stenzgründerinnen bzw. Existenzgründer, die zuvor als 
Auszubildende, Studenten, Arbeitnehmer, Arbeitslose 
oder Familienangehörige versichert waren, ist ein Zu-
gang zur gesetzlichen Krankenversicherung somit 
regelmäßig gewährleistet. 

Mit der Versicherung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung ergibt sich gleichzeitig auch die Absiche-
rung in der sozialen Pflegeversicherung. 

In der gesetzlichen Rentenversicherung sind Selbstän-
dige auf Antrag versicherungspflichtig, wenn sie die 
Versicherungspflicht innerhalb von fünf Jahren nach 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit beantra-
gen. Darüber hinaus können sich Selbständige - wie 
alle Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland haben - freiwillig versichern. 

In der gesetzlichen Unfallversicherung besteht die 
Möglichkeit, daß die Träger der Unfallversicherung 
die Pflichtversicherung durch Satzung auf Unter-
nehmer über den Kreis bereits gesetzlich erfaßter 
besonders schutzwürdiger Selbständigengruppen hin-
aus erstrecken. Darüber hinaus können alle Unter-
nehmer - mit Ausnahme von Haushaltsführenden und 
einigen speziellen Personengruppen - der Unfallver-
sicherung freiwillig beitreten. 

Die Arbeitslosenversicherung ist als eine typische Ar-
beitnehmerversicherung in ihrer Ausgestaltung - ins-
besondere hinsichtlich der Voraussetzungen für den 
Bezug von Arbeitslosengeld - ganz auf Arbeitnehmer 
zugeschnitten, so daß eine Einbeziehung von Exi-
stenzgründerinnen und Existenzgründern in diese 
Versicherung nicht möglich ist. 

Allerdings gewährt das geltende Recht Personen, die 
als Arbeitnehmer beitragspflichtig nach dem Arbeits-
förderungsgesetz beschäftigt waren und sich selbstän-
dig machen, Versicherungsschutz bis zur Dauer von 
zwei Jahren nach Beendigung der beitragspflichtigen 
Beschäftigung, wenn der bis dahin Selbständige bereit 
und in der Lage ist, wieder als Arbeitnehmer tätig zu 
sein. Für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld genügt 
es, wenn der Arbeitnehmer in den letzten drei Jahren 
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vor der Arbeitslosmeldung 360 Kalendertage beitrags-
pflichtig beschäftigt war. 

Zur Verbesserung der sozialen Sicherung von Arbeit-
nehmern, die eine eigene, selbständige Existenz auf-
bauen wollen, sieht der Entwurf eines Arbeits-
förderungs-Reformgesetzes vor, daß die genannte 
Rahmenfrist von drei Jahren um Zeiten - längstens auf 
fünf Jahre - verlängert wird, in denen eine selbstän-
dige Tätigkeit ausgeübt wurde. 

Mit dem Überbrückungsgeld werden im übrigen an 
Anspruchsberechtigte Leistungen zur Förderung der 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit gewährt. 

9. Hält die Bundesregierung zusätzliche sozialstaat-
liche Anstrengungen im Sinne des Gemeinsamen 
Wortes für erforderlich, um die Teilhabechancen 
von wirtschaftlich und sozial Schwachen, darunter 
Menschen mit Behinderungen oder in besonders 
belastenden Lebenssituationen, Obdachlosen oder 
einkommenschwachen Mehrkindfamilien wirk-
sam zu verbessern? 

Die angemessene gesellschaftliche Teilhabe der wirt-
schaftlich und sozial Schwachen wird vor allem im 
Rahmen der Sozialhilfe sichergestellt. Mit dem Gesetz 
zur Reform des Sozialhilferechts vom 23. Juli 1996 
(BGBl. I S. 1088) hat der Bundesgesetzgeber die er-
forderlichen Maßnahmen zur Weiterentwicklung die-
ses Instrumentariums insbesondere auch im Hinblick 
auf Menschen in besonders belastenden Lebens-
situationen wie Menschen mit Behinderungen und 
Obdachlose getroffen. Die Leistungen der Sozialhilfe 
wurden zielgerechter gestaltet und Maßnahmen ver-
stärkt, die der Vermeidung und Überwindung der 
Hilfebedürftigkeit dienen. 

Zugunsten der in Werkstätten betreuten und be-
schäftigten Behinderten wurden die Voraussetzungen 
zur Verbesserung der Arbeitsentgelte an die Behin-
derten geschaffen und die Rechtsstellung der behin-
derten Werkstattbeschäftigten gestärkt. Durch ein 
Bündel von Maßnahmen, die sich an Sozialhilfeträger, 
Werkstattträger, Bund und Länder richten, erhöht sich 
das Arbeitsergebnis der Werkstatt, aus dem die Ar-
beitsentgelte an die Behinderten finanziert werden. 
Künftig sind die Werkstätten gesetzlich verpflichtet, 
aus dem Arbeitsergebnis der Werkstatt an die im Ar-
beitsbereich beschäftigten Behinderten ein Arbeits-
entgelt zu zahlen. Darüber hinaus haben die Behin-
derten in den Werkstätten Mitwirkungs- und arbeit-
nehmerähnliche Rechte erhalten. 

Um die Situation Obdachloser oder von Obdach-
losigkeit bedrohter Menschen zu verbessern, wurde in 
dem Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts u. a. die 
Regelung zur Übernahme rückständiger Mieten, wenn 
ansonsten Wohnungslosigkeit einzutreten droht, aus-
gebaut. Die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten nach § 72 BSHG, die insbesondere für 
Wohnungslose, Straffällige und verhaltensgestörte 
junge Menschen von Bedeutung ist, wurde neu und 
effektiver gestaltet. Ferner ist in § 15 a Abs. 2 BSHG 
eine gesetzliche Grundlage gelegt worden, nach der 

die Gerichte den Trägern der Sozialhilfe Räumungs-
klagen (nach § 554 BGB) mitzuteilen haben. Eine Dar-
stellung über die Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Obdachlosigkeit enthält der dem Deutschen Bundes-
tag von der Bundesregierung erstattete Bericht betref-
fend „Obdachlosigkeit - eine gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung" (BT-Drucksache 13/5226). 

Die Bundesregierung räumt der Vermeidung und dem 
Abbau von Obdach- und Wohnungslosigkeit einen ho-
hen Stellenwert ein. Sie hat eine Regierungskom-
mission „Obdachlosigkeit, Suchtfolgen etc." beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie spezifische Formen 
sozialer Notlagen zielgerichteter angegangen werden 
können. Ein Bericht über die Arbeit der Kommission 
wird noch im laufenden Jahr vorgelegt. 

Mit dem Jahressteuergesetz 1996 hat der Bundesge-
setzgeber sichergestellt, daß im Rahmen des Familien-
leistungsausgleichs gemäß den Anforderungen des 
Bundesverfassungsgerichts das Existenzminimum von 
Kindern steuerlich freigestellt wird und darüber hinaus 
beim weit überwiegenden Teil der Familien eine För-
derkomponente hinzukommt. Durch die nach der Ord-
nungszahl der Kinder gestaffelte Kindergeldhöhe wird 
überdies gewährleistet, daß der durch mehrere Kinder 
bedingten Belastung der Familienhaushalte besser 
entsprochen wird. 

10. Falls ja, welche Maßnahmen wird die Bundes-
regierung noch in dieser Legislaturperiode er-
greifen, um Mindestsicherungselemente innerhalb 
der bestehenden sozialen Sicherungssysteme zu 
entwickeln bzw. auszubauen? 

Der Begriff der Mindestsicherung wird mit unter-
schiedlicher Bedeutung verwandt. Gemeint sein kann 
eine allgemeine soziale Grundsicherung im Sinne einer 
generellen Staatsbürgerversorgung, eine Mindest-
sicherung bzw. eine bedarfsorientierte Grund-
sicherung in einem oder mehreren der sozialen Siche-
rungssysteme oder einzelne Mindestsicherungsele-
mente wie z. B. die Rente nach Mindesteinkommen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Soweit letzteres 
gemeint ist, sind die darunter fallenden Maßnahmen 
integraler Bestandteil des sozialen Ausgleichs im Rah-
men der Rentenversicherung. Ein weiterer Ausbau 
dieser Maßnahmen des sozialen Ausgleichs kann al-
lerdings nicht in Betracht gezogen werden. Vielmehr 
enthält das am 9. Juli 1996 vom Deutschen Bundestag 
beschlossene Wachstums- und Beschäftigungsförde-
rungsgesetz Regelungen, mit denen das Prinzip der 
Lohn- und Beitragsbezogenheit der Rentenversiche-
rung gestärkt und Leistungen, die nicht oder nur teil-
weise durch Beiträge gedeckt sind, zurückgeführt 
werden. Zu nennen sind insbesondere die Nichtbe-
rücksichtigung von schulischen Ausbildungszeiten, 
soweit sie über die zukünftige Höchstdauer von drei 
Jahren hinausgehen, und die Nichtbewertung von 
Zeiten der Arbeitslosigkeit oder Krankheit ohne Lei-
stungsbezug. Auch künftig werden selbstverständlich, 
dem sozialen Charakter der Rentenversicherung ent-
sprechend, nicht nur mit Beiträgen belegte Zeiten bei 
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der Rentenberechnung berücksichtigt. Im übrigen wird 
auf die Antwort zu Frage 11 verwiesen. 

11. Wie reagiert  die Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund auf die von weiten Teilen der  Offentlich-
keit getragene Forderung nach Einführung einer 
bedarfsorientierten sozialen Grundsicherung? 

Es besteht seitens der Bundesregierung keine Absicht, 
solche Maßnahmen einzuleiten. Die soziale Sicherung 
folgt den Gestaltungsprinzipien der Versicherung, der 
Versorgung und der Fürsorge. Hinzu tritt insbesondere 
der Familienleistungsausgleich. Kern des sozialen Si-
cherungssystems ist das Versicherungsprinzip. Die So-
zialversicherung sichert unter Anwendung eines nach 
sozialen Kriterien modifizierten Versicherungsprinzips 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung gegen 
die klassischen sozialen Risiken ab, wie zeitweisen 
oder dauerhaften Verlust der Erwerbsfähigkeit, Alter, 
Tod des Ernährers, Verlust des Arbeitsplatzes, Er-
krankung und Pflegebedürftigkeit. Bei den nach dem 
Versorgungsprinzip gewährten Sozialleistungen wer-
den Höhe und Dauer des Leistungsanspruchs nicht an 
eine vorausgehende Beitragszahlung geknüpft. Statt 
dessen erfolgt die Finanzierung dieser Sozialleistungen 
aus Steuermitteln. Anspruchsgrundlage sind entweder 
„erdiente" Ansprüche, beispielsweise bei Beamten, 
oder erlittene und in die Verantwortung der Allge-
meinheit fallende gesundheitliche Schäden, beispiels-
weise bei Kriegs- und Wehrdienstopfern. Das Für-
sorgeprinzip hingegen ist nur dann gefordert, wenn 
Bedürftigkeit vorliegt, d. h. wenn keine oder keine 
ausreichenden Ansprüche gegen die Sozialversiche-
rung oder Versorgungsträger bestehen und auch eige-
nes Einkommen bzw. Vermögen nicht ausreichend 
vorhanden ist. Im sozialen Sicherungssystem der Bun-
desrepublik Deutschland arbeitet die Sozialhilfe nach 
dem Bedürftigkeitsprinzip als „unterstes soziales 
Netz". 

Diese Differenzierung entspricht dem Subsidiari-
tätsprinzip. Sie hat sich bewährt. Für eine grund-
legende Änderung dieses Systems besteht kein Anlaß. 

12. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
noch in dieser Legislaturpe riode ergreifen, um 
ehrenamtliches und bürgerschaftliches Engage-
ment zu fördern? 

Zur Bedeutung ehrenamtlicher Tätigkeit für unsere 
Gesellschaft liegt der Bundesregierung eine Große 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. vom 
11. Oktober 1995 vor (BT-Drucksache 13/2652), die 
auch die hier angesprochene Fragestellung umfaßt. Die 
Bundesregierung verweist daher in diesem Zusam-
menhang auf die etwa zeitgleich erfolgende Beant-
wortung dieser Großen Anfrage. 

III. Wege aus der Erwerbslosigkeit 

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß es sowohl ein Gebot der Humanität als 
auch eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit 
ist, verstärkte Anstrengungen zur Bekämpfung 
der Massenerwerbslosigkeit zu unternehmen? 

b) Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Gemeinsamen Wortes, daß es ein ethisch be-
gründetes und verpflichtendes Menschenrecht 
auf Arbeit gibt? 

c) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Erwerbslosigkeit immer auch den Verlust von 
Teilhabe am gesellschaftlichen Miteinander ei-
nes ganzen Bevölkerungsteils und damit auch 
eine ständige Herausforderung für die demo-
kratischen Strukturen des Staates darstellt, und 
falls ja, welche konkreten Anstrengungen wird 
die Bundesregierung im Rahmen des von der 
IG Metall vorgeschlagenen „Bündnis für Ar-
beit" zur Erhaltung und Schaffung von Er-
werbsarbeitsplätzen unternehmen? 

Zu a) 

Für die Bundesregierung besitzt die Lösung der gra-
vierenden Beschäftigungsprobleme oberste Priorität. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund trägt der Jahreswirt-
schaftsbericht 1996 (BT-Drucksache 13/3601) die 
Überschrift „Vorrang für Beschäftigung". Do rt  heißt es 
u. a.: „Besorgniserregend ist die anhaltend hohe Un-
terbeschäftigung in Deutschland. Es geht dabei nicht 
nur um ein ökonomisches Problem. Arbeitslosigkeit ist 
für die betroffenen Menschen und die gesamte Gesell-
schaft eine Bedrohung, die alle Bereiche des in-
dividuellen und sozialen Lebens betrifft. Erwerbstätig-
keit erschließt vielfältige persönliche Entwicklungs-
chancen, schafft soziale Sicherheit und ermöglicht eine 
umfassende Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. 
(...) Arbeitslosigkeit hingegen ist für den einzelnen 
nicht nur mit einer erheblichen Verschlechterung der 
finanziellen Situation verbunden, sie verletzt auch das 
Selbstwertgefühl der Betroffenen und untergräbt ihre 
Bereitschaft zum aktiven Einsatz für die Gesellschaft." 
Und weiter: „Die vorhandenen Beschäftigungsmög-
lichkeiten im Inland zu sichern und neue wettbe-
werbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen, ist (...) die zen-
trale Herausforde rung für Gesellschaft und Politik im 
Jahr 1996 und darüber hinaus." 

Damit wird unmißverständlich zum Ausdruck ge-
bracht, wo die Schwerpunkte der Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik in den kommenden Jahren liegen 
müssen. Ihre Umsetzung findet diese Prioritäten-
setzung im Aktionsprogramm für Investitionen und 
Arbeitsplätze vom 30. Januar 1996, das durch das Pro-
gramm für mehr Wachstum und Beschäftigung vom 
April 1996 konkretisiert worden ist. Beide Programme 
setzen die erforderlichen Impulse für neue Wachs-
tumsdynamik und damit zusätzliche Beschäftigung, 
indem die Senkung der Staatsquote, der Steuer- und 
Abgabenbelastung sowie der Arbeitskosten gemein-
sam mit neuen Freiräumen für p rivate Initiative, unter-
nehmerische Selbständigkeit und Innovationsfähigkeit 
vorangetrieben wird. Mit den beiden Programmen lei-
stet die Politik ihren Beitrag zu einem Bündnis für Ar-
beit und Standortsicherung, in dessen Rahmen sich 
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Bundesregierung, Wirtschaft und Gewerkschaften am 
23. Januar 1996 auf das gemeinsame Ziel verständigt 
haben, alles in ihren jeweiligen Kräften Stehende zu 
tun, um die Zahl der Arbeitslosen bis zum Ende des 
Jahrzehnts zu halbieren. 

Zu b) 

Das Recht auf Arbeit ist nach Artikel 23 Abs. 1 der 
von Deutschland ratifizierten Allgemeinerklärung der 
Menschenrechte ein Menschenrecht. Die Bundes-
regierung sieht darin jedoch keinen einklagbaren An-
spruch des Bürgers auf einen Arbeitsplatz. Ein solcher 
Anspruch stände nicht in Einklang mit unserer markt-
wirtschaftlichen Ordnung, die das Zustandekommen 
eines Arbeitsverhältnisses der freien Entscheidung von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer überläßt. Gegen ein so 
verstandenes Recht auf Arbeit beständen deshalb er-
hebliche rechtliche und politische Bedenken. 

Dennoch steht der Staat in der Verantwortung, im 
Rahmen seiner Zuständigkeiten das Seine zu tun, um 
die Situation auf dem Arbeitsmarkt grundlegend zu 
verbessern. Hierzu wird insbesondere das Arbeits-
rechtliche Beschäftigungsförderungsgesetz beitragen, 
mit dem der arbeitsrechtliche Teil des „Programms für 
mehr Wachstum und Beschäftigung" umgesetzt wird. 
Sowohl durch die Begrenzung der Lohnzusatzkosten 
wie durch die Neuregelung des Kündigungsschutzes 
werden den Unternehmen neue Spielräume einge-
räumt, die insgesamt zu einem erheblichen zusätz-
lichen Beschäftigungsanreiz führen. Auch die Tarif-
vertragsparteien müssen ihren Beitrag zur Lösung der 
Beschäftigungsprobleme durch eine der Arbeitsmarkt-
lage Rechnung tragende Tarifpolitik leisten. 

Zu c) 

Die Bundesregierung teilt die Auffasssung, daß Er-
werbslosigkeit den Verlust an gesellschaftlicher Teil-
habe eines Bevölkerungsteils und damit auch eine 
ständige Herausforderung für die demokratischen 
Strukturen des Staates darstellt. 

Angesichts der Lage auf dem Arbeitsmarkt hält die 
Bundesregierung die konsequente und rasche Um-
setzung des Aktionsprogramms für Investitionen und 
Arbeitsplätze sowie des Programms für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung für ebenso dringlich wie sub-
stantielle Fortschritte in gemeinsamen Bemühungen 
der Tarifpartner, um das in dem Bündnis für Arbeit und 
Standortsicherung gesteckte gemeinsame Ziel zu er-
reichen, die Zahl der Arbeitslosen bis zum Jahre 2000 
zu halbieren. Ein zögerliches, punktuelles oder auf 
Eigeninteressen eingegrenztes Handeln würde der 
Dimension der beschäftigungspolitischen Aufgabe 
nicht gerecht. 

14. Wie beurteilt die Bundesregierung Maßnahmen 
zur kollektiven und individuellen Arbeitszeitver-
kürzung: 

a) als Instrument zur Sicherung und Schaffung 
von Etwerbsarbeitsplätzen, 

b) als Instrument zur besseren Vereinbarkeit von 
Kindererziehung und Beruf für Frauen und 
Männer, 

c) als Instrument zur Stabilisierung der Beiträge 
zur Sozialversicherung, 

d) als Instrument zur Verbesserung der Lohn-
steuereinnahmen der öffentlichen Hand, 

e) als Instrument zur Verbesserung der Inlands-
nachfrage? 

Zu a) 

Individuelle Arbeitszeitverkürzungen können zur Be-
schäftigungssicherung und zu einem Beschäftigungs-
aufbau beitragen. Allein in den alten Ländern wären bis 
zu 2,5 Millionen Vollzeitbeschäftigte bereit, ihre 
Arbeitszeit in den unterschiedlichen Formen einer 
Mobilzeitarbeit zu verkürzen, hätten  sie hierzu die 
Möglichkeit. Würde dieses Nachfragepotential ausge-
schöpft, könnten nach übereinstimmender Einschät-
zung in Wissenschaft und Praxis Hunderttausende von 
Arbeitslosen zusätzlich beschäftigt werden. Aus diesen 
Gründen hat die Bundesregierung bereits in ihrem Be-
richt zu Punkt 16 „Mehr Teilzeitarbeit" des Aktions-
programms für mehr Wachstum und Beschäftigung vom 
März 1994 (vgl. BT-Drucksache 12/6983) nachdrücklich 
auf die Notwendigkeit einer Ausweitung des Teilzeit-
angebots durch die Arbeitgeberseite hingewiesen. 

Da die Widerstände gegen eine Ausweitung der Teil-
zeit- bzw. Mobilzeitarbeit im wesentlichen bei den 
verschiedenen Führungsebenen der Unternehmen, 
aber auch bei den Bet riebsräten liegen, besteht mit den 
Sozialpartnern Einvernehmen darüber, daß in einer 
umfassenden Aktion aller Verantwortlichen in Gesell-
schaft und Politik für eine stärkere Arbeitszeitflexi-
bilisierung und für eine Ausweitung der Teilzeitarbeit 
geworben werden muß. In diesem Zusammenhang ha-
ben die Sozialpartner im Rahmen des Bündnisses für 
Arbeit und zur Standortsicherung erneut ihren Willen 
bekräftigt, u. a. durch flexiblere Arbeitszeiten und die 
Erhöhung des Angebots an sozialversicherungs-
pflichtigen Teilzeitarbeitsplätzen einen Beitrag zur Be-
schäftigungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau 
zu leisten. 

Die Bestrebungen der Sozialpartner, bei denen in erster 
Linie die Verantwortung für die Bereitstellung von zu-
sätzlichen Teilzeitarbeitsplätzen liegt, werden von der 
Bundesregierung durch eine umfassende Öffentlich-
keitsarbeit, die Verbesserung des Beratungsangebots 
für kleine und mittlere Unternehmen und durch 
praxisbegleitende Forschungsprojekte unterstützt. 

Über Maßnahmen zur kollektiven Arbeitszeitver-
kürzung entscheiden die Tarifpartner im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlich garantierten Tarifautonomie selbst. 
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften stehen bei 
ihren Verhandlungen über Löhne und Arbeitszeiten in 
einer besonderen Verantwortung für die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Generalisierende Aussagen, inwieweit kollektive Ar-
beitszeitverkürzungen diesen Zielen förderlich sind, 
sind wegen teilweise sehr unterschiedlicher Gegeben- 
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heften in den einzelnen Branchen und Unternehmen 
nicht möglich. Unter besonderen unternehmensspe-
zifischen Voraussetzungen kann eine Verkürzung der 
tariflichen Regelarbeitszeiten die Vermeidung von 
Entlassungen ermöglichen. Auch Arbeitszeitverkür-
zungen bezogen auf bestimmte Tage, Wochen und 
Monate können z. B. zusammen mit der Vereinbarung 
von Zeitguthaben und Jahresarbeitszeiten dazu bei-
tragen, Auftragsschwankungen von Bet rieben auszu-
gleichen und Beschäftigung auf einem hohen Niveau 
zu sichern. 

Ob und in welchem Umfang kollektive Arbeitszeitver-
kürzungen darüber hinaus einen Beschäftigungsauf-
bau fördern, war schon im Zusammenhang mit der 
Absenkung der tariflichen Regelarbeitszeiten in Rich-
tung 35-Stunden-Woche in der Wissenschaft sehr um-
stritten, so daß zukunftsbezogene Aussagen rein 
spekulativen Charakter hätten. Zum einen kommen 
Arbeitszeitverkürzungen nach wissenschaftlichen Un-
tersuchungen nur zu einem Teil der Beschäftigung zu-
gute, weil sie die Produktivitätsentwicklung beschleu-
nigen. Zum anderen erweitern Arbeitszeitverkür-
zungen die Freiräume der Arbeitnehmer für Zweit- 
und Drittbeschäftigungen sowie „Do-it-yourself-Tätig-
keiten" und verstärken wegen der mit Arbeitszeit-
reduzierungen verbundenen Realeinkommensverluste 
die Bereitschaft zu dera rtigen Tätigkeiten. Die Folge 
können somit auch Verdrängungseffekte und Arbeits-
platzverluste durch Auftragseinbußen sein. 

Zu berücksichtigen ist schließlich, daß Beschäfti-
gungssicherung und Beschäftigungsaufbau letztlich 
nur durch die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Deutschland gelingen können. 

Zu b) 

Arbeitszeitbezogene Maßnahmen spielen für viele 
Mütter und Väter, insbesondere mit kleineren Kindern, 
eine herausragende Rolle, um den notwendigen Ab-
stimmungs- und Entscheidungsprozeß über die Vertei-
lung von Familien- und Erwerbstätigkeit pa rtner-
schaftlich und gleichberechtigt zu gestalten. Ein wich-
tiger Schritt zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf besteht deshalb da rin, flexiblere, familien-
freundliche Arbeitszeitgestaltungen und individuelle 
Arbeitszeitverkürzungen in den verschiedenen For-
men der Mobilzeit zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung wirkt durch verschiedene Initia-
tiven darauf hin, auf diesem Gebiet weitere Fortschritte 
zu erreichen und mehr Bewußtsein auch für familiäre 
Arbeitszeitbelange zu schaffen. Die Förderung der 
Teilzeitarbeit wurde zu einem Schwerpunkt des am 
26. Januar 1994 beschlossenen Aktionsprogramms für 
mehr Wachstum und Beschäftigung gemacht. In dem 
Zweiten Gleichberechtigungsgesetz, das am 1. Sep-
tember 1994 in Kraft getreten ist, wurden für den 
öffentlichen Dienst Maßstäbe für mehr Teilzeitarbeits-
plätze gesetzt. Mit den Regelungen dieses Gesetzes 
wird der Staat seiner Vorbildfunktion gerecht und gibt 
positive Signale für Teilzeitangebote auch in der priva-
ten Wirtschaft. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) ist zur besseren Vereinbarkeit 
von Kindererziehung und Beruf in vielfältiger Weise 
initiativ geworden. Genannt seien nur die beim 
BMFSFJ seit 1993 bestehende Arbeitsgruppe „Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf", die, unter Einbezug 
der Tarifvertragsparteien, Verbesserungsmöglich-
keiten in der privaten Wirtschaft ausloten und ent-
sprechende Vorschläge unterbreiten soll, sowie die 
aufgrund der hier gewonnenen Erkenntnisse be-
gonnene Förderung mehrerer Modellprojekte, wie z. B. 
das Projekt „Mobilzeitberatung - Qualifizierte Teil-
zeitarbeit für Frauen und Männer" und eine Hand-
reichung für Unternehmensleitungen und Arbeit-
nehmervertretungen „Familienfreundliche Maß-
nahmen im Betrieb" . 

Zu c) 

Eine Stabilisierung der Beitragssätze zur Sozialver-
sicherung muß auch über stärkeres wi rtschaftliches 
Wachstum und mehr Beschäftigung angestrebt wer-
den. Wenn bei einer dynamischen Wirtschaftsentwick-
lung durch individuelle Arbeitszeitverkürzungen Ar-
beit auch noch auf mehr Menschen verteilt werden 
kann und es so zu einer zusätzlichen Verminderung der 
Zahl der Arbeitslosen kommt, stabilisiert dies in erster 
Linie den Beitragssatz zur Bundesanstalt für Arbeit, da 
weniger Ausgaben für Arbeitslose anfallen. Eine reine 
Umverteilung von Arbeitszeit auf mehr Personen läßt 
aber in der Regel die Lohnsumme unverände rt . 

Zu d) 

Maßnahmen der kollektiven und individuellen Ar-
beitszeitverkürzung, soweit sie sich auf eine reine  Um-
verteilung von Arbeitszeit beschränken, eignen sich 
nicht zur Erhöhung des Lohnsteueraufkommens. An-
gesichts eines progressiven Einkommensteuertarifs 
bewirkt eine mit Hilfe von Arbeitszeitverkürzungen 
vorgenommene Umverteilung der Arbeit und der Ar-
beitseinkommen in der Tendenz eine Reduktion des 
Lohnsteueraufkommens. Nur wenn Arbeitszeitverkür-
zungen nicht zu einer entsprechenden Reduktion des 
Lohnes bei den betreffenden Arbeitnehmern führten, 
wäre bei Konstanz der Arbeitsnachfrage der Unter-
nehmen eine Erhöhung des Lohnsteueraufkommens 
theoretisch möglich. Eine Arbeitszeitverkürzung mit 
Lohnausgleich würde jedoch die Arbeitskosten in 
Deutschland weiter verteuern, damit zu einer Reduk-
tion der Arbeitsnachfrage beitragen und so das Pro-
blem der Arbeitslosigkeit verschärfen. Ein Anstieg des 
Lohnsteueraufkommens kann somit auch in diesem 
Fall nicht erwartet werden. 

Zu e) 

Die Gesamtwirkungen von Maßnahmen zur Arbeits-
zeitverkürzung auf die Inlandsnachfrage, speziell auf 
den privaten Verbrauch und die Investitionen als den 
beiden wichtigsten inländischen Einzelaggregaten der 
Verwendungsseite des Bruttoinlandsprodukts, sind 
schwer einzuschätzen. Sie hängen entscheidend von 
der Ausgestaltung der Arbeitszeitverkürzung (Lohn-
ausgleich, Koppelung mit Arbeitszeitflexibilisierung), 
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dem Verhalten der wirtschaftlich Handelnden und den 
mit der Einführung verbundenen Friktionen ab. Die 
Wirkungen auf die Konsumnachfrage hängen von den 
durch die Arbeitszeitverkürzung ausgelösten Be-
schäftigungseffekten ab, die die Lohnsumme und 
damit die verfügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte beeinflussen. Die Investitionstätigkeit wird be-
rührt, weil sich - je nach Ausgestaltung der Arbeits-
zeitverkürzung - die Kosten- und Gewinnsituation der 
Unternehmen sowie die Nachfrageverhältnisse auf den 
Gütermärkten ändern können. 

Entscheidend für die Nachfragewirkungen ist, ob die 
Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung kostenneutral 
oder nicht-kostenneutral (z. B. mit vollem Lohnaus-
gleich) durchgeführt werden. Im letztgenannten Fall 
wäre der Gesamteffekt auf die private Nachfrage aller 
Voraussicht nach negativ. Der ausgefallene Arbeits-
input würde wahrscheinlich nicht mit zusätzlichen Ar-
beitskräften kompensiert, so daß mit beschäftigungs-
steigernden Effekten, die zur Stimulierung der Ge-
samtnachfrage beitragen könnten, nicht zu rechnen 
wäre. Im Gegenteil wäre damit zu rechnen, daß die 
gestiegenen Lohnstückkosten zwar ein Anreiz zum 
Einsatz kapitalintensiverer Technologie gäben, was die 
Investitionstätigkeit zunächst belebte, allerdings gin-
gen mit ihrer Einführung negative Beschäftigungs-
effekte einher, die ceteris paribus die Lohnsumme re-
duzierten und die Konsumnachfrage dämpften. Hinzu 
kämen Sekundärwirkungen infolge der durch den 
Lohnstückkostenanstieg verursachten Einbuße an in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit. Durch die hieraus 
resultierenden schwächeren außenwirtschaftlichen 
Impulse würden Wachstum und Beschäftigung - und 
damit indirekt auch die Entwicklung der Binnennach-
frage - beeinträchtigt. 

Könnten Arbeitszeitverkürzungen völlig kostenneutral 
und friktionsfrei durchgeführt werden, bliebe die 
Nachfrage auf den Gütermärkten sowohl in nominaler 
als auch in realer Rechnung unverändert. Dann würde 
auf der Seite der Arbeitsnachfrage der aus der Arbeits-
zeitverkürzung resultierende Arbeitsausfall durch in-
duzierte Produktivitätseffekte einerseits und zusätz-
liche Arbeitskräfte andererseits ausgeglichen, so daß 
die Gesamtlohnsumme und damit ceteris paribus - bei 
gleicher Sparquote - auch die Konsumnachfrage zu 
laufenden Preisen unverände rt  blieben. Auch zu kon-
stanten Preisen gerechnet wäre von Konstanz des pri-
vaten Verbrauchs auszugehen, da wegen der Kosten-
neutralität der Arbeitszeitverkürzung kein Anreiz be-
stünde, die Preise zu verändern. 

Kurzfristig könnten allerdings auch im kostenneutralen 
Fall Friktionen auftreten, die den Beschäftigungsstand 
und damit auch die Lohnsumme temporär verringern, 
wodurch die Nachfrage kurzzeitig gedämpft würde. 
Das Bild könnte sich allerdings ändern, wenn mit der 
Arbeitszeitverkürzung Maßnahmen zur Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit einhergingen. Soweit diese seitens 
der Unternehmen mit kostensenkender Wirkung um-
gesetzt werden könnten, würden positive Beschäfti-
gungseffekte ausgelöst, die zur Stimulierung der pri-
vaten Nachfrage beitrügen. Diese wären in die Be-
trachtung mit einzubeziehen. 

15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
im Rahmen des öffentlichen Dienstes verstärkt 
Modelle der Arbeitszeitverkürzung auf allen Hier-
archieebenen zu fördern? 

Die dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen Voraus-
setzungen flexibler Arbeitszeitmodelle wurden in den 
letzten Jahren bereits stark zum Vorteil der Mitarbeiter 
im öffentlichen Dienst verbessert. Dies bet rifft wesent-
lich auch die Möglichkeiten individueller Arbeitszeit-
verkürzung. 

Die Teilzeitbeschäftigung für Beamte aus familien- und 
arbeitsmarktpolitischen Gründen ist in den letzten 
Jahren gesetzlich so erweitert worden, daß derzeit 
faktisch - soweit dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen - fast jeder Beamte teilzeitbeschäftigt werden 
kann, wenn er einen entsprechenden Antrag stellt. 
Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zur Reform des öffentlichen Dienstrechts (BT-
Drucksache 13/3994) die Einführung der vorausset-
zungslosen Antragsteilzeit vor. Danach können Beamte 
ohne weitere Voraussetzungen auf ihren Antrag hin 
ohne zeitliche Obergrenzen teilzeitbeschäftigt werden, 
soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Seit 
1994 strebt die Bundesregierung mit ihrer Offensive 
zur Förderung der Teilzeitbeschäftigung verstärkt an, 
außerhalb der rechtlichen Rahmenbedingungen be- 
stehende Ursachen für Zurückhaltung gegenüber 
Teilzeitbeschäftigung zu ermitteln und zu beseitigen. 
Diesem Zweck dienen Informationskampagnen und 
Umfragen bei den Mitarbeitern in der Bundes-
verwaltung über Hemmnisse bei Teilzeitarbeit. In vier 
repräsentativen Behörden der Bundesverwaltung wird 
ein Pilotprojekt unter Leitung externer Sachver-
ständiger durchgeführt, mit dessen Hilfe Rahmen-
bedingungen bestimmt und erprobt werden, unter 
denen - bei Wahrung der Kontinuität der effektiven 
und verantwortlichen Aufgabenerledigung - eine best-
mögliche Inanspruchnahme der Teilzeitbeschäftigung 
erreichbar ist. 

Mit Angestellten und Arbeitern im öffentlichen Dienst 
kann ohne weitere Voraussetzungen eine Teilzeitbe-
schäftigung grundsätzlich frei vereinbart werden. Bei 
Vorliegen besonderer familiärer Gründe (Betreuung 
eines Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebe-
dürftigen Angehörigen) ist der öffentliche Arbeitgeber 
tarifvertraglich verpflichtet, dem Wunsch des Arbeit-
nehmers nach Teilzeitbeschäftigung zu entsprechen, 
soweit dem dringende dienstliche bzw. bet riebliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Darüber hinaus besteht 
allgemein ein Anspruch des eine Teilzeitbeschäftigung 
anstrebenden Arbeitnehmers gegen seinen Arbeit-
geber, daß dieser mit ihm die Möglichkeit der Teilzeit-
beschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer ent-
sprechenden Vereinbarung zu gelangen. 

Die Verteilung der zu leistenden verkürzten Arbeitszeit 
innerhalb einer Arbeitswoche oder auch innerhalb 
längerer Zeiträume kann ebenfalls in den Grenzen des 
Arbeitszeitgesetzes und der Tarifverträge frei zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber vereinbart werden. 
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Neben der klassischen „Halbtagsarbeit" mit gleich-
bleibender täglicher Arbeitszeit sind somit eine Viel-
zahl von anderen individuellen Teilzeitmodellen - z. B. 
drei Tage mit voller Arbeitszeit und zwei freie Tage pro 
Woche; zwei Wochen mit voller Arbeitszeit und zwei 
freie Wochen pro Monat; acht Monate mit voller Ar-
beitszeit und vier freie Monate pro Jahr - möglich. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die „klassische 
Halbtagsarbeit" am Vormittag häufig gerade den 
Wünschen der Beschäftigten entspricht. 

Bei allen Maßnahmen der Arbeitszeitflexibilisierung 
und -verkürzung muß jedoch immer das vorrangige 
Ziel der Erhaltung der Funktionsfähigkeit und Effi-
zienz der öffentlichen Verwaltung gesehen werden. 
Der öffentliche Dienst bietet vor diesem Hintergrund 
kein Arbeitsbeschaffungspotential beliebigen Um-
fangs. 

16. Welche steuerpolitischen und sozialpolitischen 
Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um eine soziale Flankierung von Arbeitszeitver-
kürzungen zu ermöglichen? 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz 1994 enthält für 
Arbeitnehmer, die sich dazu entschließen, ihre Arbeits-
zeit zu reduzieren und als sozialversicherungspflichtige 
Teilzeitarbeitnehmer weiterzuarbeiten, einen Be

-standsschutz bei der Arbeitslosenversicherung. Danach 
wird das Arbeitslosengeld bei Arbeitslosen, die ihre Ar-
beitszeit aufgrund einer individuellen Teilzeitverein-
barung um mehr als 20 % der tariflichen Wochenar-
beitszeit vermindert haben, nach der höchsten Wo-
chenarbeitszeit bemessen, die der Arbeitslose in den 
letzten 42 Monaten in einem zusammenhängenden 
Zeitraum von sechs Monaten geleistet hat. Das Arbeits-
losengeld wird in diesen Fällen bis zur Höhe des durch-
schnittlichen Nettoarbeitsentgelts der letzten Teilzeit-
beschäftigung gezahlt. 

Das Gesetz zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
in den Ruhestand, das am 1. August 1996 in Kraft ge-
treten ist, bietet einen Rahmen für Vereinbarungen 
über sozialverträgliche Möglichkeiten eines gleitenden 
Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand (Al-
tersteilzeit). Stockt der Arbeitgeber für Arbeitnehmer, 
die in den nächsten fünf Jahren in die Altersteilzeit-
arbeit eintreten, das Teilzeitarbeitsentgelt um 20 % des 
Teilzeit-Bruttoentgelts (mindestens aber auf 70 % des 
Vollzeit-Nettoentgelts, das der Arbeitnehmer ohne die 
Arbeitsverminderung erhalten hätte) auf und entrichtet 
er Aufstockungsbeiträge zur Rentenversicherung auf 
der Basis von mindestens 90 % des Vollzeitarbeitsent-
gelts, erstattet die Bundesanstalt für Arbeit dem Ar-
beitgeber die Leistungen. Stockt der Arbeitgeber über 
die genannten Beträge hinaus auf, zahlt die Bundes-
anstalt Zuschüsse in Höhe der Mindestleistungen. 

Voraussetzung für die Erstattung dieser Leistungen des 
Arbeitgebers sind die Reduzierung der Arbeitszeit des 
älteren Arbeitnehmers auf die Hälfte der Vollzeit-
beschäftigung sowie die Wiederbesetzung des frei-
werdenden Arbeitsplatzes durch einen Arbeitslosen 
oder die Übernahme von Ausgebildeten. Die Leistun-

gen der Bundesanstalt werden für bis zu fünf Jahre 
gewährt, und zwar vom Eintritt in die Altersteilzeit-
arbeit (frühestens ab Vollendung des 55. Lebensjahres) 
bis zum Bezug einer „Altersrente wegen Arbeits-
losigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit" oder einer an-
deren Altersrente als Teilrente oder Vollrente, läng-
stens bis zum frühestmöglichen Bezug einer Alters-
rente ohne Minderung. 

Die Bundesregierung sieht keinen weiteren aktuellen 
gesetzlichen Handlungsbedarf zur sozialen Flankie-
rung von Arbeitszeitverkürzungen. Es ist Aufgabe der 
Tarifvertragsparteien und der Betriebspartner, Modelle 
zur Arbeitszeitreduzierung zu entwickeln und zu rea-
lisieren, die sowohl Arbeitnehmer- als auch Arbeit-
geberinteressen entsprechen. 

17 Welche Weiterentwicklungen des Instrumen-
tariums der Arbeitsförderung schlägt die Bundes-
regierung vor, um künftig verstärkt Erwerbsarbeit 
statt Erwerbslosigkeit zu finanzieren? 

Der Entwurf einer umfassenden Reform des Arbeits-
förderungsrechts ist im Juni 1996 von der Bundes-
regierung und als Initiative der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. in das parlamentarische Gesetzge-
bungsverfahren eingebracht worden. Die Reform soll 
vor allem die Erwerbschancen von Arbeitslosen ver-
bessern und Arbeitslosigkeit vermeiden helfen, das 
Arbeitsförderungsrecht weiterentwickeln und in der 
Anwendbarkeit verbessern, Effektivität und Effizienz 
der Bundesanstalt für Arbeit erhöhen, Leistungsmiß-
brauch besser feststellbar machen, die illegale Be-
schäftigung wirksamer bekämpfen und die Beitrags-
zahler mittelfristig entlasten. Durch die Reform soll die 
Wirksamkeit der Arbeitsförderung mit einem ge-
ringeren Mitteleinsatz sichergestellt werden. Die Er-
leichterung der Integration und Reintegration von sog. 
Problemgruppen am Arbeitsmarkt, insbesondere von 
Langzeitarbeitslosen, in das Erwerbsleben ist ein 
Schwerpunkt der Reform. Langzeitarbeitslosigkeit soll 
vor allem dadurch vermieden werden, daß frühzeitig 
erforderliche und geeignete Eingliederungsmaß-
nahmen ergriffen werden. Durch eine Dezen-
tralisierung der Bundesanstalt für Arbeit soll diese ihre 
Leistungen ortsnäher und flexibler erbringen. Die akti-
ven Arbeitsförderungsleistungen sollen durch eine Er-
weiterung des Gestaltungsspielraums der Arbeitsämter 
effektiver und effizienter eingesetzt werden. Auch sol-
len die Arbeitsämter künftig bei ihrem Mitteleinsatz 
stärker regional- und strukturpolitische Anforderungen 
berücksichtigen und damit die Eingliederung ver-
bessern. 

Klarzustellen ist jedoch, daß die Arbeitsförderung 
lediglich flankierend wirkt, indem sie dem einzelnen 
hilft, seine Chancen auf Integration in das Erwerbs-
leben zu verbessern. Sie kann selbst keine dauerhaften 
Arbeitsplätze schaffen. Der Mangel an Arbeitsplätzen 
kann letztlich nur über das reguläre Beschäftigungs-
system abgebaut werden. 
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IV. Förderung-des Lebens mit Kindern 

18. Kann die Bundesregierung der Auffassung in dem 
Gemeinsamen Wort zustimmen, wonach das be-
stehende Mißverhältnis zwischen der Bedeutung 
von Kindern für die Gesellschaft und der sinken-
den Entlastung von Eltern bei den Aufwendungen 
für Kinder durch staatliche Transferleistungen ge-
gen die soziale Gerechtigkeit verstößt? 

Falls ja, welche Initiativen wird die Bundesregie-
rung in dieser Legislaturperiode ergreifen, um 
dieses Mißverhältnis zu beseitigen? 

Die Bundesregierung teilt die im Gemeinsamen Wo rt 
 geäußerte Auffassung, daß die Familie „vor allem ihrer 

Kinder und ihrer Bedeutung für die Gesellschaft wegen 
eine besonders sensible, schutzbedürftige Gemein-
schaft" ist (Nummer 56 des Entwurfs). Die Entschei-
dung für Kinder hängt auch von den von Staat, Wi rt

-schaft und Gesellschaft gesetzten  Rahmenbedin-
gungen ab. Aufgabe staatlicher Familienpolitik ist es, 
günstige Bedingungen zu schaffen, die das Leben in 
der Familie sowie die Entscheidung für Kinder er-
leichtern. 

Die Bundesregierung mißt der Familienpolitik einen 
sehr hohen Stellenwert bei. Seit dem Regierungs-
wechsel im Jahre 1982 sind familienpolitische Maß-
nahmen und Leistungen in erheblichem Umfang aus-
geweitet worden. Von 1982 bis 1990 erhöhte sich 
das Volumen der Leistungen und Maßnahmen zugun-
sten von Familien (Haushaltsausgaben und Steuer-
erleichterungen) von 27,6 Mrd. DM auf 40,5 Mrd. DM 
in den alten Bundesländern. Die weitere Zunahme des 
„Familienbudgets" auf 60,5 Mrd. DM im Jahre 1994 ist 
nicht nur auf die größere Zahl der Familien durch den 
Beitritt der neuen Länder zurückzuführen. Trotz be-
trächtlicher Zusatzanforderungen an den Bundeshaus-
halt im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung 
konnten erhebliche familienpolitische Verbesserungen 
(vor allem Anhebung des Kinderfreibetrags, Erhöhung 
des Erstkindergelds, Erhöhung des Kindergeldzu-
schlags, Erhöhung des Baukindergelds) umgesetzt 
werden. Durch die 1996 in Kraft getretene Neurege-
lung des Familienleistungsausgleichs und anderer 
steuerlicher Entlastungen wurde das Gesamtvolumen 
familienpolitischer Maßnahmen gegenüber 1995 noch 
einmal um rd. 9 Mrd. DM auf rd. 71 Mrd. DM ver-
bessert. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß die Förderung 
von Familien im Hinblick auf den Unterhalt der Kinder 
und deren Betreuung, Erziehung und Bildung keines-
wegs allein über finanzielle Transferleistungen des 
Bundes, der Länder und Gemeinden erfolgt, sondern in 
erheblichem Umfang auch über Vergünstigungen und 
Angebote bei den sozialen und kulturellen Infrastruk-
turen in den kommunalen Lebensräumen der Familien. 

19. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei 
der Familienpolitik nicht bevölkerungspolitische 
Ziele, sondern die wirtschaftlichen und sozialen 
Rahmenbedingungen im Mittelpunkt stehen müs-
sen, die es jungen Menschen erlauben, ihren Kin-
derwunsch ohne gravierende wi rtschaftliche und 
soziale Nachteile verwirklichen zu können? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß es in der 
Familienpolitik in erster Linie darum gehen muß, 
„einerseits wirtschaftliche und soziale Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die es jungen Menschen erlauben, 
ihren prinzipiell vorhandenen Wunsch nach Kindern 
und nach einem Leben in der Familie verwirklichen zu 
können, ohne gravierende wirtschaftliche und soziale 
Nachteile in Kauf nehmen zu müssen, und andererseits 
darum, den Kindern Lebensbedingungen zu sichern, 
die der Würde des Menschen entsprechen und die 
Entfaltung der Persönlichkeit fördern" (Nummer 60 des 
Entwurfs). 

Familienpolitik ist damit eine umfassende Quer-
schnittsaufgabe, die sich nicht nur für den Bund, son-
dern auch für die Länder und auf kommunaler Ebene 
stellt und der gesellschaftliche Gruppen wie Sozial-
partner und Kirchen ebenso verpflichtet sind wie die 
staatlichen Ebenen. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen dieser Aufgabe in 
den vergangenen Jahren insbesondere mit dem 
5. Familienbericht auf die herausragende Bedeutung 
der Familie für eine positive Entwicklung unserer Ge-
sellschaft und für die Zukunftssicherung aufmerksam 
gemacht (BT-Drucksache 12/7560). Neben der Weiter-
entwicklung des Familienlastenausgleichs zu einem 
Familienleistungsausgleich (vgl. Antwort zu Frage 18) 
wurden die Förderung des Wohneigentums familien-
freundlicher gestaltet und durch ein modernes Kinder-
und Jugendhilferecht sowie die Schaffung des Rechts-
anspruchs auf einen Kindergartenplatz die Voraus-
setzungen für ausreichende und bedarfsgerechte An-
gebote zur Unterstützung der Familien geschaffen. 
Ferner hat die Bundesregierung durch ihre Aktivitäten 
für örtliche und regionale Familienpolitik und für eine 
größere Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätig-
keit zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage und 
der sozialen Rahmenbedingungen für Familien bei-
getragen. Letzterem Ziel dienen insbesondere auch das 
Erziehungsgeld und der Erziehungsurlaub. 

Eine effiziente Familienpolitik sowie die Weiterent-
wicklung einer kinder- und familienfreundlichen Ge-
sellschaft bleiben weiterhin ein zentrales Anliegen der 
Bundesregierung. 

20. In welcher Weise kommt die Bundesregierung der 
Aufforderung der beiden Kirchen nach, auch für 
ausländische Familien, insbesondere bei Migran-
tinnen und Migranten sowie Flüchtlingen, das 
Recht auf Familieneinheit umzusetzen? 

Der Familiennachzug zu in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Ausländern ist im Ausländer-
gesetz mehrstufig geregelt und orientiert sich an der 
Wertentscheidung des Artikels 6 GG zum besonderen 
Schutz von Ehe und Familie. 

Das Ausländergesetz differenzie rt  dabei einerseits 
nach dem Verwandtschaftsverhältnis der Ausländer 
(Ehegatte, Kind, sonstiger Familienangehöriger) und 
andererseits nach dem Aufenthaltsstatus des hier 
lebenden Ausländers und weiteren Umständen, wie 
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z. B. der Sicherung des Lebensunterhalts und der Er-
füllung des Wohnraumerfordernisses. 

In der Bundesrepublik Deutschland lebende Ausländer 
ohne Aufenthaltsgenehmigung (z. B. Asylbewerber mit 
Aufenthaltsgestattung, Ausländer mit Duldung) haben 
keinen Anspruch auf Familiennachzug, da ihr Auf ent-
halt  nur vorübergehend angelegt ist bzw. ihre Aus-
reisepflicht fortdauert. Eine Einbeziehung auch dieses 
Personenkreises in die Familiennachzugsvorschriften 
ist deswegen sachlich nicht gerechtfertigt und von der 
Bundesregierung nicht beabsichtigt. 

Es wird darüber hinaus in § 26 AsylVwVfG das Recht 
auf Familieneinheit im Bereich der Anerkennung als 
Asylberechtigte gesetzlich geregelt. 

Der 6. Familienbericht wird sich entsprechend einer 
Empfehlung des Bundesrates (Beschluß vom 
23. September 1994 - BR-Drucksache 720/94) und des 
Vorschlags der Kommission für den 5. Familienbericht 
mit der Situation von Familien ausländischer Herkunft 
in Deutschland befassen. Aufgabe des 6. Familien-
berichts wird es sein, die komplexen Bedingungen, 
unter denen Familien ausländischer Herkunft ihr 
Leben in Deutschland gestalten, differenziert zu ana-
lysieren und Wege aufzuzeigen, wie ihnen ihre Auf-
gabe erleichtert werden kann. Dabei soll gleicher-
maßen den individuellen Gegebenheiten wie den ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen im einzelnen 
nachgegangen werden. Der Sachverständigenbericht 
wird Hinweise geben, wie die Selbsthilfekräfte der 
Familien ausländischer Herkunft gestärkt und wie ihre 
Integration in unserer Gesellschaft gefördert werden 
können. 

21. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das 
bestehende Sozialleistungsrecht Familien mit  Kin

-

dern zum Teil strukturell benachteiligt? 

Das Sozialrecht enthält zahlreiche familienorientierte 
Leistungen. So werden neben steuerlich finanzierten 
Hilfen an Familien mit Kindern in der Sozialversiche-
rung eine Vielzahl von Leistungen gewährt. 

Das Sozialversicherungsrecht sieht sowohl Leistungen 
bei Unterbrechung der Erwerbstätigkeit wegen einer 
Familientätigkeit vor als auch die Begründung von 
Anwartschaften durch Familienarbeit. Ferner wird dem 
höheren Unterhaltsbedarf bei Leistungsberechtigten 
mit mindestens einem Kind zweigspezifisch in der So-
zialversicherung Rechnung getragen, entweder durch 
eine beitragsfreie Mitversicherung der Kinder oder 
durch eine Anhebung bestimmter Lohnersatzleistun-
gen bei Vorhandensein mindestens eines Kindes. Als 
einige wichtige Beispiele seien hier genannt: 

— in der Rentenversicherung die Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten sowie bei Erziehung eines 
eigenen Kindes oder eines Kindes des verstorbenen 
Versicherten der Bezug einer großen Witwenrente, 
auch wenn ansonsten die Voraussetzungen für diese 
Rente nicht vorliegen; 

— in der Kranken- und der Pflegeversicherung die 
beitragsfreie Versicherung von Kindern und des 
nicht berufstätigen Ehegatten des Versicherten so-
wie in .der Krankenversicherung die Freistellung 
von der Arbeit bei Kindeserkrankung (Krankengeld 
bei Erkrankung des Kindes); 

- in der Arbeitslosenversicherung die Differenzierung 
der Lohnersatzleistungen für Arbeitslose mit und 
ohne Kind sowie im Förderungsbereich der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung die Vermeidung 
von versicherungsrechtlichen Nachteilen wegen 
der Betreuung eines Kindes. 

Aufgrund einer Vielzahl, auch ineinandergreifender 
Sozialrechtsregelungen kann der Auffassung einer 
(teilweisen) strukturellen Benachteiligung der Familie 
mit Kindern nicht gefolgt werden. 

Auch im Sozialhilferecht gibt es keine strukturelle Be-
nachteiligung von Familien mit Kindern. Nach dem 
BSHG steht bei Vorliegen der Voraussetzungen jedem 
einzelnen Hilfesuchenden - auch wenn er im Fami-
lienverband lebt - ein selbständiger Anspruch auf So-
zialhilfe zu. Im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
werden für jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft ein 
Regelsatz und weitere Leistungen (zusätzliche Unter-
kunfts- und Heizkosten und einmalige Leistungen) ge-
währt. Nach der Konzeption des BSHG sind die Lei-
stungen der Sozialhilfe also auch für Familien mit Kin-
dern bedarfsgerecht ausgestaltet. 

22. Hält die Bundesregierung vor diesem Hintergrund 
die additive Anrechung von Kindererziehungs-
zeiten im Rahmen der Rentenberechnung für ein 
geeignetes Instrument zum Abbau dieser Benach-
teiligungen? 

Falls nein, mit welcher Begründung lehnt die 
Bundesregierung dieses Instrument ab, und 
welche anderen Initiativen wird die Bundesregie-
rung im Rahmen dieser Legislaturperiode er-
greifen, um die rentenrechtliche Anerkennung 
von Zeiten der Kindererziehung zu verbessern? 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit einer am 27. Juni 
1996 veröffentlichten Entscheidung vom 12. März 1996 
die gesetzliche Regelung über die rentenrechtliche 
Bewertung von Kindererziehungszeiten beim Zusam-
mentreffen mit Zeiten, für die Beiträge entrichtet wor-
den sind, für verfassungswidrig erklärt. Nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts verstößt es gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 
GG, daß dadurch solche Versicherten rentenrechtlich 
benachteiligt werden, die auch während der ersten 
Lebensphase ihres Kindes die Solidargemeinschaft 
durch die Entrichtung von Rentenversicherungs-
beiträgen unterstützten und für ihr Alter eigenständig 
Vorsorge getroffen haben. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber 
aufgegeben, die verfassungswidrige Regelung bis zum 
30. Juni 1998 durch eine verfassungsgemäße zu er-
setzen. Allerdings betont das Gericht, daß das Grund-
gesetz den Gesetzgeber insoweit nicht auf eine be-
stimmte Lösung festlege. Der Gesetzgeber sei von 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/5482 

Verfassungs wegen insbesondere nicht gehalten, Kin-
dererziehungszeiten „additiv" zu berücksichtigen. 

Bestandteil des von den Koalitionsfraktionen am 
April 1996 beschlossenen Programms für mehr 

Wachstum und Beschäftigung ist u. a. die Einsetzung 
einer Kommission „Fortentwicklung der Rentenver-
sicherung" . Deren Aufgabe ist es, Vorschläge zu erar-
beiten, wie auch angesichts der demographischen 
Entwicklung der bewährte Generationenvertrag für die 
Zukunft weiterentwickelt werden kann. In den zu be-
ratenden Themenkreisen wird auch die Frage ein-
bezogen werden, welche Maßnahmen für eine sach-
gerechte Ausgestaltung eines Ausgleichs der durch 
Kindererziehung bedingten Nachteile bei der Alters-
versorgung unter Berücksichtigung der verfassungs-
rechtlichen Aspekte getroffen werden müssen. Dabei 
werden auch finanzielle Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden müssen. Die Anerkennung von drei Kinder-
erziehungsjahren auch bei Geburten vor 1992 würde 
bei einer Einführung in diesem Jahr für Bestand und 
Zugang zu Mehrkosten von 14 Mrd. DM jährlich füh-
ren. Die oftmals geforderte Anhebung der Bewertung 
von Kindererziehungszeiten auf 100 % des Durch-
schnittseinkommens hätte bei einer Einführung ab 
1996 für Bestand und Zugang zusätzliche Mehrkosten 
in Höhe von 2,6 Mrd. DM pro Jahr zur Folge. Im statio-
nären Zustand würden sich also bei drei Kinder-
erziehungsjahren pro Kind zusätzliche Kosten in Höhe 
von 7,87 Mrd. DM jährlich für die Bewertungs-
anhebung auf 100 % des Durchschnittseinkommens 
ergeben. 

V. Soziale Marktwirtschaft 

23. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie-
rung aus der Einschätzung der beiden großen 
christlichen Kirchen, daß die Soziale Marktwirt-
schaft an die Grenzen der von ihren Gründern zu-
gedachten Leistungsfähigkeit stößt? 

24. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, wo-
nach die Soziale Marktwirtschaft zunehmend 
schwerer mit den Problemen Arbeitslosigkeit, Ver-
machtung der Märkte, international ausufernde 
Wirtschaftskriminalität, Zunahme der Einkom-
mensdisparitäten, Benachteiligung der Frauen etc. 
fertig wird, und wie begründet sie ihre Auffassung? 

Die Fragen 23 und 24 werden wegen ihres engen 
Sachzusammenhangs zusammenfassend beantwortet. 

Es ist zutreffend, daß das Ordnungsmodell der Sozialen 
Marktwirtschaft gegenwärtig mit besonders schwie-
rigen Herausforderungen konfrontiert wird. Die hohe 
Arbeitslosigkeit, die Intensivierung des internationalen 
Standort- und Technologiewettbewerbs, aber auch die 
dauerhafte Gewährleistung sozialer Sicherheit und die 
Bewältigung der umweltpolitischen Probleme verdeut-
lichen zwingend, daß die Erneuerung der marktwirt-
schaftlichen Grundlagen unseres Wi rtschaftens, so wie 
sie die Bundesregierung bereits in ihrem Zukunfts-
sicherungsbericht vom September 1993 angelegt hat 
(BT-Drucksache 12/5620), weiter vorangebracht wer-
den muß. Mithin geht es nicht, wie von den Frage-
stellern unterstellt, darum, die Soziale Marktwirtschaft 

in ihrer Wirkungsweise zu beschränken, sondern im 
Gegenteil damm, ihre Leistungsfähigkeit auszubauen. 
Die Bundesregierung teilt in diesem Zusammenhang 
die Auffassung der Kirchen, daß die Soziale Markt-
wirtschaft sich stets als verbesserungsfähig erwiesen 
hat. Die Erfahrungen der Vergangenheit bestärken die 
Bundesregierung in ihrer Einschätzung, daß die So-
ziale Marktwirtschaft besser als alle anderen Wi rt

-schaftsordnungen in der Lage ist, die anstehenden 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aufgaben 
zum Wohle der Gesellschaft zu lösen. Dies entspricht 
der Überzeugung, daß die Soziale Marktwirtschaft als 
offenes System auf den Wandel gesellschaftlicher, 
technologischer und globaler Rahmenbedingungen 
flexibler und erfolgreicher reagie rt  als jedes andere 
Wirtschaftssystem. 

25. Hält es die Bundesregierung für eine vorrangig 
dringende Aufgabe, durch die st rikte Anwendung 
des Kartellrechts und anderer Maßnahmen oder 
Monopolverhinderung Wettbewerb auch unter den 
sich verändernden wirtschaftlichen Bedingungen 
sicherzustellen und so die Entsstehung einer für 
das Gemeinwohl bedrohlichen Ballung von wirt-
schaftlicher Macht zu verhindern, und falls ja, 
welche Schritte wurden eingeleitet? 

In der Sozialen Marktwirtschaft wird der Wirtschafts-
ablauf in erster Linie durch die freien wi rtschaftlichen 
Entscheidungen jedes einzelnen am Markt, auf dem 
Angebot und Nachfrage zusammentreffen, bestimmt. 
Marktwirtschaft ist eine primär auf Freiheit und Wett-
bewerb gegründete Ordnung: keine Konzentration der 
Macht beim Staat, sondern Freiheitsräume für den ein-
zelnen im Rahmen der vom Staat gesetzten Ordnung. 
Diese Freiheitssicherung bedeutet zugleich die Erfül-
lung der sozialen Aufgabe der Machtbegrenzung. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß offene 
Märkte, Entbürokratisierung und Deregulierung sowie 
die Zurückführung der Beteiligung des Staates an 
Wirtschaftsunte rnehmen auch unter den sich verän-
dernden wirtschaftlichen Bedingungen die Entstehung 
einer für das Gemeinwohl bedrohlichen Ballung von 
wirtschaftlicher Macht verhindern. Darüber hinaus ist 
es Aufgabe der Kartellbehörden, durch konsequente 
Anwendung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) die Freiheit des Wettbewerbs 
sicherzustellen und wirtschaftliche Macht da zu be-
seitigen, wo sie die Wirksamkeit des Wettbewerbs und 
damit auch die bestmögliche Versorgung der Verbrau-
cher beeinträchtigt. 

Das rechtliche Instrumentarium zur Sicherung des 
Wettbewerbs bedarf ständiger Überprüfung, ob es den 
geänderten wirtschaftlichen Bedingungen noch ent-
spricht. Mit der 6. GWB-Novelle, die derzeit vorbereitet 
wird, will die Bundesregierung das Wettbewerbs-
prinzip insgesamt stärken und das nationale Recht mit 
dem europäischen Recht harmonisieren. Gleichzeitig 
soll das GWB, das durch fünf Novellen unübersichtlich 
geworden ist, überarbeitet und gestrafft werden. Dies 
hat die Bundesregierung im Jahreswirtschaftsbericht 
1996 (BT-Drucksache 13/3601) noch einmal verdeut- 
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licht. Entsprechende Eckpunkte für eine GWB-Novelle 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hat 
das Bundesministerium für Wi rtschaft am 2. Mai 1996 
vorgelegt. Mit den Eckpunkten erhalten die beteiligten 
Wirtschaftskreise Gelegenheit, ihre bisherigen Positio-
nen zur Reform des GWB weiter zu konkretisieren. Im 
Anschluß an diese Kommentierungsphase ist beab-
sichtigt, den Referentenentwurf für die GWB-Novelle 
zu erarbeiten und einen entsprechenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung in den parlamentarischen 
Gesetzgebungsprozeß einzubringen. 

26. Teilt die Bundesregierung die im Gemeinsamen 
Wort vertretene Auffassung, daß die soziale Ge-
rechtigkeit, aber auch die Sorge um die innere Sta-
bilität der Gesellschaft, auf die Beteiligung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Produk-
tivkapital dringt, und welche Maßnahmen hat sie in 
dieser Richtung eingeleitet? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Sie hat mit 
dem Ziel einer verstärkten Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Unternehmenskapital Anfang der 80er 
Jahre eine neue Vermögenspolitik eingeleitet, durch 
welche die Förderung der Vermögensbildung der Ar-
beitnehmer schrittweise auf Kapitalbeteiligungen aus-
gerichtet worden ist: Die Beteiligungsförderung nach 
dem Vermögensbildungsgesetz wurde verbessert und 
auf weitere Formen der Beteiligung ausgedehnt sowie 
ergänzt durch eine Steuerbegünstigung der Über-
lassung von Vermögensbeteiligungen (§ 19 a EStG). Ab 
1990 wurden die Förderung durch Sparzulage nach 
dem Vermögensbildungsgesetz auf Beteiligungen und 
Bausparen beschränkt, der Kreis der geförderten Ar-
beitnehmer durch Erhöhung der Einkommensgrenzen 
erweitert und der geförderte Höchstbetrag auf 936 DM 
vereinheitlicht. Zur Haushaltskonsolidierung wurden 
1990 und 1994 Kürzungen bei Sparzulage und Steuer-
begünstigung sowie die Verschiebung der Auszahlung 
der Sparzulage auf den Ablauf der Sperrfrist notwen-
dig. 

27. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
den vorliegenden Modellen von Investivlohnver-
einbarungen und zu Arbeitnehmerfonds ein? 

Die Bundesregierung hat ihrer wirtschafts-, beschäfti-
gungs- und vermögenspolitischen Strategie entspre-
chend die Tarifpartner wiederholt aufgerufen, Beteili-
gungen der Arbeitnehmer am Unternehmenskapital in 
die Lohnpolitik einzubeziehen, und zugleich bekräf-
tigt, daß der rechtliche Rahmen für tarifvertragliche 
Vereinbarungen über vielfältige Formen investiver 
Lohnbestandteile gegeben ist. Sie begrüßt deshalb die 
Initiativen großer Gewerkschaften, die konkrete Vor-
schläge zur Ausgestaltung derartiger Vereinbarungen 
vorgelegt haben. 

Der Begriff „Arbeitnehmerfonds" ist unbestimmt; er 
wird in der vermögenspolitischen Diskussion für Kapi-
talsammelstellen verwendet, die zur Kapitalbeteili-

gung an anderen Unternehmen auf Initiative der Tarif-
partner gegründet und deren Anteile Arbeitnehmern 
aufgrund Tarifvertrags angeboten werden sollen. Die 
Errichtung solcher Kapitalsammelstellen zur überbe-
trieblichen Arbeitnehmerbeteiligung, z. B. in der Form 
von Kapitalanlagegesellschaften oder Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften, ist zulässig, wenn die 
Vorschriften des Tarifvertragsrechts und die für den 
Kapitalmarkt geltenden Vorschriften - insbesondere 
die Gesetze über Kapitalanlagegesellschaften und 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften - eingehal-
ten werden. 

Die Bundesregierung hat wiederholt dargelegt, daß der 
Verwirklichung von entsprechenden Konzepten der 
Tarifpartner zur überbetrieblichen Beteiligung der Ar-
beitnehmer keine rechtlichen Hindernisse entgegen-
stehen und die staatliche Förderung für Vermögensbe-
teiligungen der Arbeitnehmer hierbei genutzt werden 
kann. Sie hat zugleich deutlich gemacht, daß Tarif-
verträge durch entsprechende Öffnungsklauseln Be-
triebsvereinbarungen zulassen können, welche die 
Zuwendung eines Teils des Tariflohns in der Form 
betrieblicher Beteiligungen vorsehen. 

28. Welche konkreten Schritte plant die Bundesregie-
rung, um sicherzustellen, daß mit Hilfe von Kon-
trolle durch das demokratische Gemeinwesen und 
mit Hilfe von Mitbestimmung im wirtschaftlichen 
Bereich dem politischen Mißbrauch wirtschaft-
licher Macht wirksam begegnet werden kann? 

Sowohl das demokratisch ausgestaltete Gemeinwesen 
als auch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Unternehmensorganen bieten Möglichkeiten zur Ver-
hinderung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht. Die 
gesetzlichen Regelungen der Unternehmensmitbe-
stimmung sichern den Arbeitnehmern die Teilhabe an 
wichtigen unternehmerischen Planungen und Ent-
scheidungen. Im Vordergrund stehen dabei die Teil-
habe an der Auswahl und laufenden Kontrolle der 
Unternehmensleitung sowie die Mitgestaltung der Un-
ternehmenspolitik. Der Unternehmensmitbestimmung 
liegt der Gedanke zugrunde, die Gleichberechtigung 
von Kapital und Arbeit und die Kontrolle wirtschaft-
licher Macht zu gewährleisten. Die Bundesregierung 
sieht die bestehenden Regelungen als ausreichend an. 

VI. Rüstungsexporte 

29. Wie hoch ist das Investitionsvolumen für Waffen 
und Rüstungsgüter weltweit? 

Da nicht für alle Länder konkrete nachvollziehbare 
Daten über ihre Ausgaben für Rüstungsgüter vor-
liegen, beruhen die nachfolgenden Angaben auf 
Schätzungen von unabhängigen Institutionen (u. a. 
dem Bonn International Center for Conversion). 

Danach sind die weltweiten Rüstungsausgaben seit 
1987 bis 1994 von ca. 1,25 Billionen US-$ auf ca. 
800 Mrd. US-$ zurückgegangen. 
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30. Wie hoch ist demgegenüber der Anteil der Ent-
wicklungshilfe der seitens der Industrieländer zur 
Verfügung gestellt wird? 

Die Industrieländer haben im Jahre 1994 59,15 Mrd. 
US-$ an öffentlicher Entwicklungshilfe bereitgestellt. 

31. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Forde-
rung der Kirchen nach einer wirksamen Kontrolle 
von Rüstungsexporten und internationalem Waf-
fenhandel, und welche Schritte hat sie in den letzen 
fünf Jahren ergriffen? 

Die Bestimmungen der Bundesrepublik Deutschland 
zur Kontrolle und Regelung von Rüstungsexporten sind 
mit als die weltweit striktesten und restriktivsten anzu-
sehen. Entsprechend ist die Rüstungsexportpolitik der 
Bundesregierung ausgerichtet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Forderung nach 
Eindämmung des internationalen Waffenhandels. In 
diesem Sinne ist sie bemüht, mit ihren westlichen Part-
nern eine Abstimmung der Rüstungsexportpolitiken 
unter Zugrundelegung der strengen deutschen Maß-
stäbe zu erreichen. 

Erste Erfolge sind hierbei bereits zu verzeichnen. Zu 
nennen sind in diesem Zusammenhang die EU-Har-
monisierung im Bereich der Dual-use-Waren, die nicht 
zuletzt auf deutsche Inititative zurückzuführende Ein-
richtung des VN-Waffenregisters und die Bestrebun-
gen nach einem weltweiten Verbot von Anti-Personen-
Minen, zu denen Deutschland durch einseitigen Ver-
zicht eine nicht zu unterschätzende Vorleistung 
erbracht hat. 

32. Wie begründet die Bundesregierung diesbezüglich 
die Lockerung der gesetzlichen Bestimmungen für 
Rüstungsexporte in den letzten fünf Jahren vor dem 
Hintergrund der Forderung der Kirchen nach 
wirksamer Kontrolle von Rüstungsexporten und 
internationalem Waffenhandel? 

Die gesetzlichen Bestimmungen für Rüstungsexporte 
sind in den letzten fünf Jahren nicht gelockert worden. 

VII. Vorausschauende Strukturpolitik 

33. Welche Handlungsspielräume sieht die Bundesre-
gierung beim Abbau von Subventionen, und 
welche Subventionen sollen in welchem Umfang 
abgebaut werden? 

34, Wann soll mit dem Abbau begonnen werden, und 
welcher Zeitrahmen ist hier vorgesehen? 

Die Fragen 33 und 34 werden wegen ihres engen 
Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 

Wie in der Antwort zu Frage 5 dargelegt, sind in den 
alten Ländern die Subventionen in erheblichem Um- 

fang abgebaut worden (Rückführung der Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen des Bundes von 29,6 Mrd. 
DM 1990 auf 20,1 Mrd. DM 1996). Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß die Finanzhilfen und Steuervergün-
stigungen des Bundes für den Wohnungsbau in den 
alten Ländern von 1990 bis 1996 um rd. 3 Mrd. DM zu-
genommen haben. Auf der anderen Seite wurden Hil-
fen für die neuen Länder in erheblichem Umfang not-
wendig; für 1996 sind hierfür 15,2 Mrd. DM vorge-
sehen. Zusätzlich werden die Verstromungshilfen für 
deutsche Steinkohle seit 1996 aus dem Bundeshaushalt 
gezahlt und erhöhen damit die im Subventionsbericht 
ausgewiesenen Finanzhilfen des Bundes um 7,5 Mrd. 
DM im Jahre 1996. 

Der Abbau der Subventionen muß weitergeführt wer-
den. Der Subventionsabbau im Westen wird dabei über 
verstärkte Befristung und Degression von Maßnahmen 
fortgesetzt. In den neuen Ländern werden Maßnahmen 
gestrafft und konzentriert, um die Gefahr einer Dauer-
subventionierung zu vermeiden. Von den 248 im 
15. Subventionsbericht des Bundes aufgeführten 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen sind etwa die 
Hälfte befristet oder in den Jahren 1993 bis 1995 aus-
gelaufen bzw. laufen 1996 aus. Der Finanzplan sieht 
vor, bis 1999 die Finanzhilfen insgesamt um etwa 18 % 
abzubauen. Außerdem sind im Haushaltsverfahren in 
den Einzelplänen des Bundeshaushalts Einsparungen 
von 7 Mrd. DM für 1997 vorgesehen, dabei werden in 
die Prüfung auch die Finanzhilfen des Bundes ein-
bezogen. 

Die bereits im Aktionsprogramm für Investitionen und 
Arbeitsplätze angekündigte Reform der Einkommen-
steuer wird vorgezogen. Dabei soll die Bemessungs-
grundlage durch Streichung von steuerlichen Vergün-
stigungen und Ausnahmeregelungen erweitert wer-
den, um die Steuersätze zu senken. Damit sind auch im 
Subventionsbericht enthaltene Steuervergünstigungen 
in die Prüfung einbezogen. Vorschläge sollen von einer 
Kommission unter Vorsitz des Bundesministers der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, noch in diesem Jahr 
vorgelegt werden. 

35. Kann die Bundesregierung Forderungen nach 
einer vorausschauenden Strukturpolitik unterstüt-
zen? 

Wenn ja, welche Strukturen hält sie für förde-
rungswürdig, welche nicht? 

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung ist es Aufgabe 
der Unternehmen, Strukturveränderungen rechtzeitig 
zu erkennen und sich durch rasche Produkt- oder Ver-
fahrensinnovationen darauf einzustellen. Aufgabe des 
Staates ist es, die für einen modernen Investitions-
standort unerläßlichen infrastrukturellen Vorausset-
zungen zu schaffen, durch günstige und verläßliche 
Rahmenbedingungen und den Abbau von Investi-
tionshemmnissen die Entfaltung unternehmerischer 
Aktivitäten zu fördern und damit den Strukturwandel 
zu erleichtern. Vorausschauende Strukturpolitik im 
marktwirtschaftlichen Sinne zielt nicht auf die Förde-
rung bestimmter Sektoren oder Branchen, sondern 
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vermeidet spezifische staatliche Begünstigungen und 
damit Eingriffe in die unternehmerischen Suchpro-
zesse durch eine breit angelegte, gesamtwirtschaftlich 
ausgerichtete Standortpolitik. 

Mit dem Aktionsprogramm für Investitionen und Ar-
beitsplätze, seiner Konkretisierung und Ergänzung 
durch das Programm für mehr Wachstum und Be-
schäftigung sowie deren zügiger Umsetzung will die 
Bundesregierung die Bedingungen für den Investi-
tions- und Beschäftigungsstandort Deutschland im 
marktwirtschaftlichen Sinne einer vorausschauenden 
Strukturpolitik umfassend verbessern. Die Belastung 
durch Steuern und Abgaben soll zurückgeführt, der 
Privatinitiative durch weitere Privatisierungen staat-
licher Beteiligungen und Leistungen, den Abbau von 
Regulierungen und die Rückführung auf einen 
„Schlanken Staat" mehr Raum gegeben, die Standort-
qualität durch erhöhte Anstrengungen bei Ausbil-
dung, Forschung und Innovationen sowie den Ausbau 
der Verkehrs-, Forschungs- und Telekommunikations-
Infrastruktur verbessert, die Flexibilität des Arbeits-
marktes erhöht und die Wirtschaftsstruktur durch die 
Offensive für unternehmerische Selbständigkeit in 
ihrer mittelständischen Basis gestärkt werden. 

VIII. Bewahrung der Schöpfung/Ökologie 

36. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage im 
Gemeinsamen Wort, daß die ökologische Krise 
Ausdruck und Folge eines Denkens ist, das die 
natürliche Mitwelt des Menschen fast ausschließ-
lich unter dem Gesichtspunkt des kurzfristigen 
ökonomischen Nutzens betrachtet? 

Die Bundesregierung beurteilt die Aussage im „Ge-
meinsamen Wort " im Zusammenhang mit dem anläß-
lich der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio von der internationalen 
Staatengemeinschaft verabschiedeten Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung. Nachhaltige Entwicklung 
soll die Verbesserung der ökonomischen und sozialen 
Lebensbedingungen aller Menschen mit der langfri-
stigen Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Einklang bringen. Die wesentliche Botschaft, die mit 
diesem Leitbild vermittelt wird, ist, daß wi rtschaftliche, 
soziale und ökologische Entwicklung eine untrennbare 
Einheit bilden. So versteht die Bundesregierung die 
Aussage im „Gemeinsamen Wort " (Nummer 29). 

In diesem Sinne wird sich die Bundesregierung wei-
terhin bemühen, die ökologische Verantwortung in die 
Soziale Marktwirtschaft zu integ rieren und sie zu einer 
sozialen Marktwirtschaft in ökologischer Verantwor-
tung auszubauen. 

37. Wie reagiert die Bundesregierung auf Aussagen, 
daß umweltschondender Produzieren und Konsu-
mieren über den Preis zum Bestandteil des Markt-
geschehens gemacht werden (muß)? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Aus-
weisung von Knappheitspreisen für die Beanspru-

chung von Umweltgütern und die Verstärkung der 
wirtschaftlichen Anreize zu einem schonenden Um-
gang mit Natur und Umwelt Kernelemente einer auf 
Nachhaltigkeit ausgerichteten Politik sind. So sieht 
z. B. das Programm für mehr Wachstum und Be-
schäftigung vor, die Kraftfahrzeugsteuer stärker an 
Emissionen auszurichten. 

38. Ist nach Einschätzung der Bundesregierung der 
Wegfall des Kohlepfennigs, der Energie billiger 
macht und damit Anreize zum Energiesparen wei-
ter vermindert, ein Beitrag, um die natürliche Mit-
welt der Menschen nicht länger unter dem Pri-
mat kurzfristiger ökonomischer Verfügbarkeit zu 
sehen? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß der 
Wegfall des Kohlepfennigs den Energieeinspartrend 
negativ beeinflußt, da das deutsche Strompreisniveau 
sich im internationalen Spitzenfeld bewegt, womit die 
deutsche Wirtschaft schon aus Wettbewerbsgründen 
gehalten ist, Energie so effizient wie möglich ein-
zusetzen. Im übrigen ist an die CO2-Selbstverpflich-
tungsaktion zu erinnern, womit auch im Elektrizitäts-
bereich sowohl auf der Erzeugungs- wie der Ver-
brauchsseite erhebliche Anstrengungen unternommen 
werden, um die zugesagten CO2- bzw. Energieein-
sparpotentiale zu erschließen. 

39. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Forde-
rung nach Einführung einer Maschinensteuer bzw. 
anderen Bemessungsgrundlagen für die Finanzie-
rung der Sozialversicherung neben der Lohn- und 
Gehaltssumme? 

Die Einführung einer zusätzlichen Bemessungsgrund-
lage zur Finanzierung der Sozialversicherung neben 
den Arbeitsentgelten ist nach heutigem Erkenntnis-
stand wirtschafts-, finanz- und sozialpolitisch proble-
matisch. Seit langem werden dera rtige Vorschläge un-
ter Bezeichnungen wie „Maschinensteuer", „Maschi-
nenbeitrag" und „Wertschöpfungsabgabe" diskutiert. 
Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen und 
Stellungnahmen liegen dazu vor. Vor allem folgende 
Gesichtspunkte, die unabhängig von der unterschied-
lichen Ausgestaltung der einzelnen diskutierten Be-
messungsgrundlagen gelten, sprechen gegen eine 
Umstellung oder Ergänzung der Bemessungsgrund-
lage: 

Die Wirkungen auf Sozialversicherungseinnahmen, 
Beschäftigung und kleinere Unternehmen sind nicht 
eindeutig positiv und per Saldo auf jeden Fall gering, 
so daß die erwarteten Verbesserungen nicht erreicht 
würden. Die Voraussetzungen für eine günstige wirt-
schaftliche Entwicklung würden verschlechtert, denn 
im Ergebnis würde der Kapitaleinsatz mit zusätzlicher 
Abgabenbelastung belegt, was eine verminderte Ren-
tabilität und damit eine Einschränkung der Inve-
stitionen zur Modernisierung der Produktionsverfahren 
und Arbeitsplätze zur Folge hätte. Davon wären auch 
ökologisch erwünschte Investitionen betroffen, mit 
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denen Schadstoffemissionen, Energie- und Rohstoff-
verbrauch gesenkt werden. In der gesetzlichen Ren-
tenversicherung würden das Leistungsprinzip und 
der verfassungsrechtliche Eigentumsschutz der Ren-
ten beeinträchtigt, weil nur lohnbezogene Beiträge 
den Versicherten individuell zurechenbar sind und 

individuelle lohnbezogene Rentenansprüche begrün-
den. Der zusätzliche Verwaltungsaufwand in den 
Unternehmen, um eine zielentsprechend ausge-
staltete maschinen- oder wertschöpfungsbezogene 
Beitragsbemessung durchzuführen, wäre beträcht-
lich. 




